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Rezensionen 
Justizgeflüster. Gerichte und Gefäng-
nisse in Berlin. Zeitreisen mit Arne 
Krasting und Alexander Vogel, Berlin: 
Ammian Verlag 2022, 268 Seiten, 24, 80 
Euro 
Mit ihrer Foto-Text-Dokumentation „Jus-
tizgeflüster“ legen der Historiker Arne 
Krasting und der Jurist Alexander Vogel 
ein umfassendes Kompendium über histo-
rische und aktuell existierende Justiz-
standorte in Berlin vor. Bei den vorgestell-
ten und überwiegend heute noch genutz-
ten Gerichtsdomizilen und Gefängnissen 
handelt es sich vielfach um Gebäudeanla-
gen, die bereits in der deutschen Kaiser-
zeit errichtet wurden. Ausführlich und 
wortreich beschreiben die Autoren deren 
Außenarchitektur, gestalterische Details 
und die innere Ausstattung. Sehr knapp 
fallen dagegen die zudem noch mit Anek-
doten angereicherten Ausführungen zur 
Nutzungsgeschichte der Bauten bzw. zur 
Funktionsgeschichte der dort ansässigen 
Institutionen aus. Wenn in den erläutern-
den Texten Personen Erwähnung finden, 
so sind das zumeist Architekten oder Ge-
richtsreporter. Vergleichsweise selten fin-
den sich die Namen von Akteuren, die vor 
oder hinter der Gerichtsschranke standen.    
Gegliedert ist der Band im quadratischen 
Katalogformat und flexiblen Einband in 
drei thematische Abschnitte. Im ersten 
Teil „Berliner Gerichte“ widmen sich die 
Autoren den Institutionen der Rechtspre-
chung und ihren mitunter wechselnden 
Wirkungsstätten. Unterbelichtet bleibt da-
bei die Dimension der menschlichen Tra-
gödien, die sich in den Gerichtssälen unter 
variierenden politischen Konstellationen 
abgespielt haben. Nur in den Passagen 
zum Volksgerichtshof und zum Obersten 
Gericht der DDR wird die in beiden deut-
schen Diktaturen ausgeübte Funktion der 
Berliner Justizgremien als Machtfaktor 
und Terrorinstrument primär hervorgeho-
ben und eindeutig dargestellt. Bezüglich 
der beiden Amtsgerichtsgebäude in Köpe-
nick und Weißensee wird deren Wirken in 

der DDR komplett ausgeblendet. Ein Uni-
kat war das Oberste Rückerstattungsge-
richt in der Rauchstraße 17 im Stadtbezirk 
Tiergarten. In diesem „Gericht auf Zeit“ 
entschieden von 1953 bis 1990 jeweils 
drei deutsche und drei alliierte Richter 
über die Restitution der vom NS-Staat be-
schlagnahmten oder unter Zwang veräu-
ßerten Vermögenswerte.  
Der zweite Teil der Publikation befasst 
sich mit den traditionsreichen und ge-
schichtsträchtigen Berliner Gefängnisbau-
ten. Einzelne, historische Verwahranstal-
ten sind aus dem Stadtbild verschwunden 
(Kriegsverbrechergefängnis Spandau, 
Zellengefängnis Lehrter Straße, Frauen-
gefängnis Barnimstraße), andere wurden 
stillgelegt und  umgewidmet (Gefängnis 
Rummelsburg, Strafgefängnis Charlotten-
burg, Amtsgerichtsgefängnis Weißensee) 
oder beherbergen aktuell Gedenkstätten 
(Amtsgerichtsgefängnis Köpenick, Unter-
suchungshaftanstalt des MfS Berlin-Ho-
henschönhausen). Die meisten der be-
schriebenen Haftkomplexe sind aber 
heute noch mit weit über dreitausenden In-
sassen belegt und können nur aus einer ge-
wissen Distanz in Augenschein genom-
men werden.  
Unerwähnt bleiben bei Krasting und Vo-
gel das Gestapogefängnis in der Prinz-
Albrecht-Straße, das Polizeigefängnis in-
nerhalb des Präsidiums an der Alexander-
straße – welches sie offensichtlich mit 
dem Stadtvogteigefängnis verwechseln – 
und das einzige Haftarbeitslager der 
Staatssicherheit in der Hohenschönhause-
ner Genslerstraße. 
Bei einer Neuauflage sollten einige Fehl-
informationen berichtigt werden. So hat 
zum Beispiel schon die DDR in der 
Puchanstraße 12 mit einer kleinen Aus-
stellung an die Köpenicker Blutwoche er-
innert. Die Amtsgerichtsgefängnisse in 
Lichterfelde und in Pankow wurden nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges zu-
nächst von der deutschen Verwaltung be-
trieben und nicht von den Amerikanern 
bzw. den Sowjets „übernommen“. Die 
Stadtvogtei befand sich von 1901 bis 1929 
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in der Dircksenstraße 14/15. Danach 
wurde das Gefängnis geschlossen. Seine 
erneute Inbetriebnahme 1949 stand im Zu-
sammenhang mit der Spaltung des Berli-
ner Justizwesens. Anzumerken bzw. her-
vorzuheben wäre auch, dass die Strafvoll-
zugseinrichtungen in der DDR strukturell 
zum Ministerium des Inneren gehörten. 
Im dritten Buchteil stellen die Autoren 
„Weitere Orte der Justiz“ vor. Dazu gehö-
ren unter anderem die Gerichtslaube im 
Nikolaiviertel, die ehemaligen Hinrich-
tungsplätze, die das Gerichtswesen betref-
fenden Ausbildungsstätten an den Berli-
ner Universitäten sowie die Senatsverwal-
tung für Justiz. 
Im Anhang ihres Werkes offerieren Kras-
ting und Vogel drei Strecken für Fahrrad-
touren, auf den man sich die Justizge-
schichte der Spreemetropole selbst oder 
mit Unterstützung von gebuchten Mode-
ratoren erschließen kann. 
Der Band ist reichhaltig illustriert. Die 
historischen Schwarzweißfotos stammen 
mehrheitlich aus dem Landesarchiv und 
die aktuellen Farbablichtungen wurden 
vom Co-Autor Arne Krasting vorgenom-
men. 

 Peter Erler 
 

Christin Müller-Wenzel: Der Staatliche 
Kunsthandel der DDR: Ein Kunst-
markt mit Plan? Ein Kompendium, 
Marburg: Mitteldeutscher Verlag 2021, 
580 Seiten, 48 Euro.  
Christin Müller-Wenzel ist bekannt als 
Kuratorin, Autorin und Herausgeberin 
kunsthistorischer Publikationen zur Ge-
schichte vor allem der modernen Kunst in 
Halle und in Sachsen-Anhalt. In ihrer Dis-
sertation Der Staatliche Kunsthandel der 
DDR: Ein Kunstmarkt mit Plan?: Ein 
Kompendium widmet sie sich einem bis-
her wenig erforschten Thema: Der Ge-
schichte der staatlichen Kunstvermittlung 
in der DDR. Es ist eine zusammenfas-
sende Darstellung, ein Überblick von den 
Anfängen bis zur Auflösung des Staatli-
chen Kunsthandels durch die „Art Union 

GmbH“ in den Jahren 1990 bis 1993.  
Der Staatliche Kunsthandel der DDR, 
1955 als „Staatlicher Kunsthandel“ (HO) 
gegründet und 1974, nach mehreren Me-
tamorphosen, als Volkseigener Handels-
betrieb unter dem Namen „VEH Bildende 
Kunst und Antiquitäten“ etabliert, unter-
stand dem Ministerium für Kultur und 
umfasste zahlreiche Galerien, sowohl für 
Antiquitäten, Philatelie und Numismatik 
als auch für zeitgenössische bildende 
Kunst, darüber hinaus auch Druckereien 
und Werkstätten für Keramik, Kunstguss, 
Holz- und Metallgestaltung und für die 
Restaurierung von Möbeln.  
Das Interesse des Staates an Antiquitäten 
gegen Devisen bestand von Anfang an, 
und peu à peu wurde auch die zeitgenössi-
sche Kunst mit einbezogen. Ab Mitte der 
1970er Jahre betrieb die VEH Bildende 
Kunst und Antiquitäten eigene Galerien 
für Gegenwartskunst. In enger Zusam-
menarbeit mit dem Verband Bildender 
Künstler der DDR und anderen Institutio-
nen wurde sie zur zentralen Institution der 
Vermittlung von „Kunst der DDR“ im In-
land wie im Ausland. 
In wirtschaftlicher Hinsicht war der Staat-
liche Kunsthandel als volkseigener Han-
delsbetrieb „VEH Kunst und Antiquitä-
ten“ allerdings auf das Inland beschränkt. 
Verkäufe nach Westen wurden über die 
„Kommerzielle Koordinierung“ (KoKo) 
des Ministeriums für Außenhandel abge-
rechnet, wo man im Herbst 1973 die Ab-
teilung „Kunst und Antiquitäten GmbH“ 
eingerichtet hatte. Die „VEH Kunst und 
Antiquitäten“ arbeitete der „Kunst und 
Antiquitäten GmbH“ jedoch vorbereitend 
zu.  
Es ist weites Feld von komplexen Bezie-
hungen, in dem sich bei näherer Betrach-
tung wohl auch manche Abgründe auftun 
würden. In ihrer Arbeit legt Christin Mül-
ler-Wenzel den Schwerpunkt auf die kul-
turelle Vermittlungstätigkeit. So schreibt 
sie in ihrer Einführung: „Der „Staatliche 
Kunsthandel der Deutschen Demokrati-
schen Republik hatte es sich in der Zeit 
von 1956 bis 1990 nicht nur zur Aufgabe 
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gemacht, bildende und angewandte Kunst 
sowie Antiquitäten in das ,Nichtsozialisti-
sche Wirtschaftsgebiet‘ (NSW) und in die 
Bundesrepublik Deutschland (BRD) zu 
verkaufen und Kapital zu erwirtschaften, 
vielmehr war es sein Ziel das Bild einer 
freien und qualitativ hochentwickelten so-
zialistischen Kunst zu vermitteln.“  
Christin Müller-Wenzel interessiert sich 
besonders für den Handel mit zeitgenössi-
scher Kunst in der DDR. Vorangestellt 
wird denn auch eine kurze Geschichte des 
privaten Handels mit moderner Kunst in 
der DDR der frühen Jahre. Ausführlich 
beschrieben werden die Kunstausstellung 
Gerstenberger in Chemnitz, deren Inhaber 
1951 nach Düsseldorf übersielte, die Ga-
lerie Henning in Halle, deren Inhaber nach 
dem Mauerbau 1961 aus dem Leben 
schied, die Salon-Galerie von Ursula Ba-
ring, die 1963 auf politischen Druck hin 
aufgelöst wurde, die Kunst- und Buch-
handlung Engewald in Leipzig, die bis 
1971 bestand, und die Kunsthandlung 
Kühl in Dresden, deren Geschäftsführer 
Johannes Kühl seinen Betrieb durch eine 
gewisse Zusammenarbeit mit dem Staats-
sicherheitsdienst erhalten konnte. Diese 
Geschichten des weitestgehend verhinder-
ten privatwirtschaftlichen Kunsthandels 
bilden quasi eine Folie für die folgende 
Darstellung des staatlich gelenkten Kunst-
handels. Manches ist bereits bekannt, und 
doch sind diese Kapitel aufgrund der auf-
wendigen Recherche der Autorin lesens-
wert – hier finden sich, mehrfach in Fuß-
noten verstreut, Details zu biographischen 
Zusammenhängen. Aufschlussreich sind 
nicht zuletzt die abgebildeten zeitgenössi-
schen Fotografien. 
Es folgt ein Abschnitt über die ideologi-
schen Voraussetzungen der Kulturpolitik 
der DDR. Wiederum ein weites Feld: Hier 
ein Überblick im Vogelflug. Erwähnt wer-
den Persönlichkeiten der Nachkriegszeit 
wie Wilhelm Pieck, Alexander Dymschitz 
und Wilhelm Girnus – im Text irrtümlich 
als „Girnius“ gesetzt – sowie Karl Hofer. 
Es folgt ein Streifzug durch die kunstthe-
oretische Ideengeschichte sozialistischer 

Kunst, von Denis Diderot über Karl Marx, 
weiter zu Bert Brecht, dann zu Joseph 
Beuys bis hin zu zwei Beiträgen zum 
IX. Parteitag der SED 1976 – von Her-
mann Raum: „Begeisterung und kritischer 
Verstand“ und Willy Wolsztajn: „Bil-
dende Kunst und Klassenkampf“. Große 
Themen auf wenigen Seiten! Auch die alle 
vier Jahre stattfindende „Allgemeine 
Deutsche Kunstausstellung“ in Dresden 
wird kurz vorgestellt, außerdem die Dokt-
rin des „Sozialistischen Realismus“ sowie 
die wichtigsten Institutionen der Kultur-
politik.  
Die Autorin widmet sich dann dem zent-
ralen Thema ihrer Arbeit, der Geschichte 
des Staatlichen Kunsthandels in der DDR 
als Organisation. Der 1955 gegründete 
Staatliche Kunsthandel (HO) war zu-
nächst vor allem Antiquitätenhandel, auch 
gegen Valuta, mit Ladengeschäften in 
Berlin und Leipzig. Diese Organisation 
wurde 1962 liquidiert „aufgrund einer ge-
heimen Regierungssache, in der die Ver-
stärkung des Exports von Antiquitäten ge-
fordert“ wurde; der bisherige Leiter Curt 
Belz und einige seiner Mitarbeiter wurden 
wegen Untreue verhaftet. Es folgte darauf 
der Volkseigene Handel (VEH) Moderne 
Kunst von 1962–1967 mit mehr und mehr 
Verkaufsstellen und einer Lagerhalle in 
Berlin-Buch zur Vorbereitung des Exports 
in westliche Länder. 1967 wurde auch die-
ses Unternehmen liquidiert, und es ent-
stand stattdessen die VEH Antiquitäten, 
betreut im Kulturministerium durch Eber-
hard Bartke. 
Die Geschichte des Antiquitätenhandels 
der DDR Anfang der 1970er Jahre ist auch 
die Geschichte des Antiquitätenhändlers 
Siegfried Kath, der zunächst eng mit der 
VEH Antiquitäten kooperierte, ab 1972 
aber in großem Stil vor allem mit Manfred 
Seidel, dem „Offizier im besonderen Ein-
satz“ und Stellvertreter Alexander Schalk-
Golodkowskis im Ministerium für Außen-
handel, Bereich „Kommerzielle Koordi-
nierung“. Im Herbst 1973 wurde dort die 
„Kunst und Antiquitäten GmbH“ gegrün-
det; im April 1974 wurde Siegfried Kath 
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unter dem Vorwurf der Unterschlagung 
verhaftet und später in den Westen abge-
schoben, unter Zurücklassung seines in-
zwischen beträchtlichen Vermögens. Die 
Geschichte Siegfried Kaths wird jedoch 
hier lediglich in einer ausführlichen Fuß-
note beschrieben. Über die Hintergründe 
erfährt man wenig. Auch die Geschichte 
der Enteignung privater Sammler wird in 
diesem Buch nicht thematisiert. 
Das Geschäft mit zeitgenössischer Kunst 
lief in den 1960er Jahren langsam an. Es 
Verkaufsgenossenschaften „Kunst der 
Zeit“, und ab Anfang der 1970er Jahre 
„Kleine Galerien“ des Kulturbundes, de-
ren Geschichte bis auf Lothar Langs be-
kanntes „Kunstkabinett“ im Berlin-Pan-
kow der 1960er Jahre zurückgeführt wird. 
In diesen Galerien wurde oft erschwingli-
che Graphik gezeigt und verkauft. Auf-
schlussreich ist der Bericht über den 1947 
in Altenburg gegründeten Verlag Heinrich 
Mock, der im Dresdner Verlag der Kunst 
aufging. 
Die große Zeit des Staatlichen Kunsthan-
dels als Institution der DDR begann 
schließlich am 1. Oktober 1974 mit der 
Gründung der VEH Bildende Kunst und 
Antiquitäten, die die VEH Antiquitäten 
ablöste. Jetzt wurde die zeitgenössische 
Kunst mehr und mehr in den Kunsthandel 
mit einbezogen – eine Folge der internati-
onalen Anerkennung der DDR, die eine 
Neukonzeption und Erweiterung des Kul-
turbetriebs mit sich brachte. Es ging um 
Devisen, in diesem Bereich zugleich aber 
immer auch um Kulturpolitik. Der Staatli-
che Kunsthandel führte mehr und mehr 
Galerien und organisierte vielfältige Akti-
vitäten. Durch die Einrichtung kunsthand-
werklicher Werkstätten sorgte man auch 
für einen Teil der künstlerischen Produk-
tion. Die zentrale Steuerung des Kunstbe-
triebs erleichterte dabei die Überwachung 
eines politisch sensiblen Bereichs. So hat-
ten die zugehörigen Galerien ihre Ausstel-
lungsprogramme und Publikationsvorha-
ben alljährlich bei der Abteilung Öffent-
lichkeitsarbeit zur Freigabe einzureichen. 
„Mitunter konnte es relativ kurzfristig 

noch zu Absagen kommen, falls die Richt-
linien nicht genau eingehalten wurden“, 
heißt es dazu kryptisch im Text.  
Christin Müller-Wenzel orientiert sich in 
ihrer Darstellung der Institution am Orga-
nigramm, das ausführlich erläutert wird. 
Die Beschreibung der Institutionen des 
Staatlichen Kunsthandels und ihrer Akti-
vitäten nimmt den Hauptteil des Werkes 
ein: Auktionen und Editionen, Galerien 
und Fachgeschäfte in 32 Städten der 
DDR – von der Galerie Arkade Berlin 
über die Galerie am Sachsenplatz in 
Leipzig bis zur Werkstatt für Me-
tallspritztechnik in Rostock. Man erfährt 
manches über die Geschichte der Galerie-
leiter, über Ausstellungen, Publikationen, 
Veranstaltungen, bis hin zu den Umsätzen 
der Galerien – Informationen, die aller-
dings nur mit Kenntnis der Kaufkraft in 
der DDR einschätzbar sind. Die beigefüg-
ten Abbildungen der jeweiligen Galerien 
und Läden vermitteln einen atmosphäri-
schen Eindruck vom Ausstellungswesen 
in der DDR. Auch zur Geschichte des 
Kunsthandels unter Peter Pachnike und 
seinem Nachfolger Horst Weiß finden 
sich Informationen. Insgesamt ergibt sich 
das Bild reger Aktivitäten vor allem in den 
1970er und 1980er Jahren, wobei Galerien 
des Staatlichen Kunsthandels mitunter so-
gar autonomen Künstlern Raum boten – 
dafür stehen etwa das Beispiel der Leipzi-
ger Galerie am Sachsenplatz unter Hans-
Peter Schulz und der bis zur ihrer Schlie-
ßung 1981 von Klaus Werner geführten 
Galerie Arkade am Strausberger Platz in 
Berlin.  
Die Geschichte des Staatlichen Kunsthan-
dels der DDR ist auch eine Geschichte in-
nerdeutscher Beziehungen. Die Abteilung 
„Internationale Beziehungen“ der VEH 
Kunst und Antiquitäten hatte de facto nur 
wenig mit sozialistischen Bruderländern 
zu tun, umso mehr aber mit dem auch im 
Text „NSW“ genannten Ausland, dem 
Nichtsozialistischen Wirtschaftsblock, 
vulgo dem Westen. Die Abrechnung der 
Verkäufe oblag der „Kommerziellen Ko-
ordinierung“. Künstler, deren Werke im 



Rezensionen  239 

Westen verkauft wurden, standen jedoch 
zwanzig Prozent des Verkaufserlöses zu. 
Valuta wurde jedoch nicht ausbezahlt, 
sondern vom Künstlerverband in Valu-
taschecks umgerechnet und zur Finanzie-
rung von Studienreisen vorbehalten.  
Im Übrigen wurden die westlichen Aus-
stellungsaktivitäten des Staatlichen 
Kunsthandels vor allem im Bereich der 
zeitgenössischen Kunst als „Auslandspro-
paganda“ vom Kulturministerium unter-
stützt. Der Staatliche Kunsthandel ermög-
lichte, steuerte und begleitete die Bezie-
hungen zu westlichen Handelspartnern: 
Man organisierte Messebeteiligungen und 
Ausstellungen, man betreute Sammler, 
wie Peter und Irene Ludwig, und Galeris-
ten bei ihren Atelierbesuchen und Ein-
kaufsreisen in der DDR.  
Auf diesen Bereich der Arbeit der „VEH 
Kunst und Antiquitäten“ in der Verflech-
tung mit anderen Institutionen geht Chris-
tin Müller-Wenzel jedoch nicht näher ein. 
Ihre Arbeit ist im Wesentlichen die Ge-
schichte einer weit verzweigten Institu-
tion, von innen her betrachtet, sorgfältig 
recherchiert, mit vielen Details aus um-
fangreichen Archivstudien. Manche Quel-
len sind vielleicht mit Vorsicht zu genie-
ßen. Zitiert werden etwa Äußerungen 
schillernder Persönlichkeiten des 
Kunstbetriebs der DDR wie Hermann 
Raum, Helmut Netzker, Hartmut Pätzke, 
Peter Pachnike und Rüdiger Küttner. Da 
wünscht man sich beim Lesen manchmal 
etwas mehr kritischen Abstand.  
Unklarheiten ergeben sich aus dem Um-
fang der Themengebietes. So erschließt es 
sich beim Lesen nicht so ohne Weiteres, 
inwieweit die dargestellten Institutionen 
des Staatlichen Kunsthandels im Bereich 
der zeitgenössischen Kunst als repräsenta-
tiv für das gesamte Galeriewesen in der 
DDR angesehen werden können. Auch die 
Verflechtungen des Staatlichen Kunsthan-
dels mit anderen Institutionen werden 
zwar benannt, aber nicht genauer unter-
sucht. Gerade dann, wenn von „Freiräu-
men“ für weniger etablierte Künstler ge-
schrieben wird, stellen sich Fragen. Wie 

kalkuliert waren solche Freiräume? Die 
West-Kontakte der Kunst- und Antiquitä-
tenhändler und der Künstler wurden vom 
Staatssicherheitsdienst der SED genaues-
tens überwacht, und leitende Mitarbeiter 
des Staatlichen Kunsthandels waren inten-
siv für den Staatssicherheitsdienst tätig. 
Der politische Blick der herrschenden Par-
tei auf die internationalen Aktivitäten des 
Kunsthandels steht in dieser Arbeit nicht 
im Fokus. In diesem Bereich könnte noch 
geforscht werden. 
Wer sich informieren will über die Ge-
schichte einzelner Galerien und Unterneh-
mungen im Rahmen der VEH Bildende 
Kunst und Antiquitäten, wird in diesem 
Buch fündig. Ausgiebige Recherchen und 
Hinweise auf Archivgut sind eine Stärke 
dieser Arbeit. Als Basis weiterer For-
schung versteht sich denn auch das vorlie-
gende Werk – „ein Kompendium“.  

Felice Fey 
 
Heinrich August Winkler: Deutungs-
kämpfe. Der Streit um die deutsche Ge-
schichte, Historisch-politische Essays, 
München: C.H. Beck 2021, 278 Seiten, 
26 Euro .  
Winklers Essaysammlung, die Aufsätze 
aus den letzten sieben Jahrzehnten enthält, 
führt schlaglichtartig durch die größeren 
Debatten und Ereignisse der neueren und 
neuesten deutschen Geschichte. Entspre-
chend ist der Band viergeteilt: in die Peri-
ode vor 1918, die Phase zwischen den 
Weltkriegen, die Zeit des geteilten 
Deutschlands sowie jene nach dem Mau-
erbau. Wie vom Verfasser nicht anders zu 
erwarten, besteht der gemeinsame norma-
tive Ausgangspunkt aller Texte, in dem 
Versuch, „die deutsche Öffnung gegen-
über der politischen Kultur des Westens 
voranzutreiben – eine Kultur des demo-
kratischen Pluralismus“ (13). 
Direkt und indirekt kommt er dabei auch 
auf Themen der DDR-Geschichte zu spre-
chen. So etwa, wenn er Stefan Heyms 
Buch zu Karl Radek bespricht und ihm ei-
nen Dienst an dem Mythos bescheinigt, 
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wonach die ursprünglich gute, russische 
Revolution an ihrer Isolierung scheiterte 
und ein großes Maß der Schuld dafür bei 
der Sozialdemokratie liege. Eine erfreuli-
che Randnotiz ist zudem die wohlwol-
lende Besprechung der Studie Nach Hitler 
kommen wir von Peter Erler, Horst Laude 
und Manfred Wilke (Forschungsverbund 
SED-Staat) aus dem Jahre 1995. Ein wei-
terer Text behandelt die Auseinanderset-
zung mit Erinnerung und Analyse der 
Friedlichen Revolution. Dabei rückt Hart-
mut Zwahr, Professor für Geschichte an 
der Karl-Marx-Universität, in den Mittel-
punkt, der nicht nur an den Leipziger 
Montagsdemonstrationen teilnahm, son-
dern seine Eindrücke zeitgleich dokumen-
tierte. Insbesondere die dabei entwickel-
ten Überlegungen, die die Öffnung der 
Berliner Mauer zum Grund für den Wan-
del von einer demokratischen zur natio-
naldemokratischen Revolution erklären, 
ist aufschlussreich. Es verwundert aller-
dings, dass Winkler den gesamtdeutschen 
Verfassungsdiskurs als „angeblich vertane 
Chance“ (193) bezeichnet und behauptet, 
dass die Staatsliquidation der Revolution 
„in keines der klassischen Revolutions-
verständnisse paßt“ (ebd.). Hannah 
Arendts Revolutionstheorie hätte hier 
wichtige, konträre Einsichten liefern kön-
nen. 
Viele der Beiträge enthalten eine Ausei-
nandersetzung mit der Faschismustheorie. 
Winkler argumentiert an unterschiedli-
chen Stellen (und in etwas abweichender 
Form) gegen diese Theorie, die Faschis-
mus lediglich als Resultat des Kapitalis-
mus ausweisen will. So vermag sie nicht 
zu erklären, warum gerade kapitalistische 
Hochburgen, wie die Vereinigten Staaten 
oder Großbritannien, ihre demokratische 
Regierungsform über die 1920er und 
1930er Jahre hinweg beibehielten. „Das 
konzentrierte Kapital ist, gelinde gesagt, 
nirgendwo eine besonders verlässliche 
Stütze der Demokratie. Zu einer faschisti-
schen Machtergreifung kam es jedoch nur 
da, wo die Gesellschaft von starken vorin-

dustriellen und vordemokratischen Tradi-
tionen geprägt war.“ (86) Hier zeigt sich 
der Kern seiner Überlegungen, die auf die 
entscheidende Rolle des Feudalismus für 
den Faschismus hinweisen. So schreibt er 
an anderer Stelle: „Faschistische Bewe-
gungen kamen nur dort an die Macht, wo 
es noch starke vorindustrielle Kräfte in der 
‚Machtelite‘ gab – Großgrundbesitzer, 
Militär, zum Teil auch die Kirche –, die 
sich konservativen Unternehmergruppen 
als politische Verbündete im Kampf ge-
gen die Arbeiterbewegung anboten, und 
wo die ländlichen und städtischen Mittel-
schichten so wenig in das liberale politi-
sche System integriert waren, daß sie zur 
Massenbasis einer antiparlamentarischen 
Bewegung werden konnten.“ (174)  
Bedingung für den Erfolg des Faschismus 
ist somit ein gewisser Grad an Industriali-
sierung in Kombination mit noch feudal-
bestimmten Machtverhältnissen. Winkler 
begründet diese Überlegungen entlang des 
italienischen faschistischen und des deut-
schen nationalsozialistischen Regimes, 
die er als die einzigen Fälle ansieht, in de-
nen faschistische Regierungen „autonom 
an die Macht“ (174) kamen. Dies muss 
selbstredend überraschen, scheint dieser 
Ausgangspunkt doch mit Blick auf die ös-
terreichische Geschichte und konkret den 
Austrofaschismus nicht zuzutreffen.  
Zusammengefasst verkennt die Faschis-
mustheorie, laut Winkler, die ideologi-
schen und politischen Grundlagen des NS, 
wenn sie ihn auf seine „soziale Funktion“ 
reduziert. Stattdessen plädiert er plausibel 
für eine Form der Totalitarismustheorie – 
die nicht infrage stellt, dass sich Faschis-
mus und Kommunismus „grundsätzlich in 
ihren sozialen Grundlagen, ihrer Funktion 
und ihren politischen Zielen“ (179) unter-
scheiden. Dennoch ermögliche der Ver-
gleich Gegensätze schärfer zu erkennen 
sowie „Übereinstimmungen der jeweili-
gen Herrschaftspraxis“ (212) zu markie-
ren.  
Die Beiträge des Bandes Deutungskämpfe 
sind Geschichte im Handgemenge, was 
sich auch im durchaus unterhaltsamen Stil 
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der Beiträge niederschlägt. So ist bei-
spielsweise auch Winklers Auseinander-
setzung mit Ernest Mandel über die Frage 
des demokratischen Charakters eines Rä-
tesystems samt der Replik von Mandel 
und der Erwiderung Winklers aus dem 
Jahre 1972 abgedruckt. Vielen Essays 
scheint geradezu zeitdokumentarischer 
Wert zuzukommen. Ein weiterer Aufsatz-
band, der Winklers Interventionen zur 
Einheit und europäischen Integration be-
inhalten soll, ist angekündigt. 

Simon Clemens 
 
Matthias Deinert/Uwe Hartmann/Gil-
bert Lupfer (Hg.): Enteignet, Entzogen, 
Verkauft: Zur Aufarbeitung der Kul-
turgutverluste in SBZ und DDR: Prove-
nire: Schriftenreihe des Deutschen 
Zentrums für Kulturgutverluste Mag-
deburg, Band 3, Berlin, Boston: De 
Gruyter 2022, 326 Seiten, 39,95 Euro. 
Das Deutsche Zentrum für Kulturgutver-
luste, gegründet 2015 von Bund, Ländern 
und Kommunen, fördert und publiziert 
Forschungen zu politisch motivierten Ent-
eignungen von Kunstwerken und Kultur-
gütern. Dazu gehören etwa die Ermittlung 
der Herkunft und Geschichte von Kunst-
werken und Wertgegenständen, die Doku-
mentation von Verlusten, die historischen 
Hintergründe und Abläufe von Enteignun-
gen und die Schicksale der Betroffenen. 
Forschungsschwerpunkt ist sogenanntes 
„Raubgut“ – das ist Kulturgut, das infolge 
nationalsozialistischer Verfolgung entzo-
gen wurde, insbesondere aus jüdischem 
Besitz. Dazu kommt „Beutegut“: Wertge-
genstände, die während des Krieges ver-
schleppt worden sind. Erforscht wird au-
ßerdem die Aneignung von Objekten aus 
kolonialen Zusammenhängen. Ein weite-
res großes Forschungsgebiet sind die in 
staatlichem Auftrag betriebenen Entzie-
hungen von Kunst- und Kulturgut in der 
Sowjetisch Besetzten Zone und in der 
DDR. 
Das Deutsche Zentrum für Kulturgutsver-
luste setzt hier die Arbeit einer zuvor von 

23 Institutionen der neuen Bundesländer 
gebildeten Arbeitsgruppe innerhalb der 
Konferenz nationaler Kultureinrichtungen 
fort.  
Im Herbst 2016 fand bei der Stiftung 
Brandenburger Tor in Berlin eine Fach-
konferenz zum Stand der Forschung über 
Entziehungen von Kulturgut in SBZ und 
DDR statt. Es gab viele offene Fragen. In 
der Folge entschied sich das Deutsche 
Zentrum Kulturgutverluste dafür, zu-
nächst Projekte der Grundlagenforschung 
durchzuführen, in Zusammenarbeit mit 
den Museumsverbänden der Länder Bran-
denburg und Mecklenburg-Vorpommern, 
der Kulturstiftung Sachsen-Anhalt, der 
Stiftung Deutsches Historisches Museum 
und der Staatlichen Schlösser, Gärten und 
Kunstsammlungen Mecklenburg-Vor-
pommern, dem Institut für Kunstwissen-
schaft und Historische Urbanistik der TU 
Berlin und der Landesstelle für Nichtstaat-
liche Museen in Bayern und dem Bun-
desarchiv.  
Forschungsergebnisse wurden in der am 
30. November 2020 digital durchgeführ-
ten Tagung „VEB Kunst – Kulturgutent-
zug und Handel in der DDR“ vorgestellt. 
Auf diese bezieht sich der von Matthias 
Deinert, Uwe Hartmann und Gilbert Lup-
fer herausgegebene Sammelband Kultur-
gutverluste in SBZ und DDR. Die Beiträge 
wurden überarbeitet, die Gliederung neu 
durchdacht. Das Ergebnis ist eine Über-
blicksdarstellung zum gegenwärtigen 
Stand einer Forschung, die noch nicht ab-
geschlossen ist – es versteht sich denn 
auch als „eine Zwischenbilanz“. Es ist ein 
Meilenstein.  
Der Band enthält, jeweils mit einem eng-
lischsprachigen Abstract versehen, kurze 
Beiträge zu Themenblöcken, die im We-
sentlichen chronologisch geordnet sind. 
Es sind exemplarische Untersuchungen, 
Einzelfallbeschreibungen, die zusammen 
ein facettenreiches Bild eingeben, pars pro 
toto. Es sind Kriminalgeschichten. 
Der Reihe nach! Im ersten Abschnitt – 
„Besatzungszeit und junge DDR“ – be-
richtet Ulrike Schmiegelt-Rietig über die 
Forschungen im Bestand der Stiftung 
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Preußische Schlösser und Gärten. Sie geht 
auf einen besonderen Fall ein – ein Be-
stand von Gemälden und Graphiken, der 
im Sommer oder Herbst 1948 am Kon-
trollpunkt Wittenberge beschlagnahmt 
und vom Land Brandenburg übernommen 
wurde. Zwei der Gemälde waren schon 
einmal beschlagnahmt worden; sie stam-
men aus dem Besitz eines jüdischen 
Sammlers, der in Auschwitz ermordet 
worden war. 
Thomas Rudert berichtet über die sächsi-
sche Schlossbergung: Aus 1 155 enteigne-
ten Schlössern, Guts- und Herrenhäusern 
entwendete Wertgegenstände wurden 
zwischen September 1945 und 1950 im 
Dresdner Albertinum gelagert und von 
Museumsmitarbeitern begutachtet und be-
wertet. Da kam es zu Konflikten zwischen 
den Museen, die ihre durch die Enteignun-
gen der Roten Armee geschmälerten Be-
stände gerne erweitert hätten, und der 
Sächsischen Landesbodenkommission, 
die verkaufen wollte. Tatsächlich wurde 
von Anfang an verkauft – vieles ging ins 
westliche Ausland, manches auch an Mi-
nisterien und andere Institutionen der 
DDR, einiges an Kunsthändler wie Hein-
rich Kühl und sogar an private Käufer, da-
runter Eugen Hoffmann, Fritz Löffler, 
Bernhard Kretzschmar, Rudolf Mauers-
berger und Herbert Gute. Auslandsver-
käufe wurden nach Protesten des Hauses 
Wettin eingestellt, und so gelangten wert-
volle Stücke in die Museen der DDR. 
Werke minderer Qualität wurden von dort 
aus allerdings später dann doch noch in 
den Westen verkauft. 
Der folgende Abschnitt widmet sich den 
an Enteignungen beteiligten staatlichen 
Akteuren.  
Das Deutsche Historische Museum in 
Berlin (DDR), beschrieben von Doris Ka-
chel, wurde vielfach von Gütern aus der 
Bodenreform beliefert, zum Teil über das 
zentrale Depot der Provinz Sachsen in der 
Moritzburg in Halle, zum Teil über klei-
nere Museen. Auch die Räte der Bezirke 
und Kreise lieferten ein, denn sie waren 

zuständig für erbenlose Nachlässe, Ge-
genstände aus Strafverfahren und für den 
zurückgelassenen Besitz derer, die den 
Staat verlassen hatten. Ronny Licht unter-
sucht die Abteilung Tresorverwaltung des 
Ministeriums für Finanzen. Diese Institu-
tion war seit Gründung der DDR die zent-
rale Verwertungsstelle für alle seit 1949 
eingezogenen und gepfändeten Wertge-
genstände. Sie unterhielt Safes und De-
pots. Sie enthielten Güter aus Beschlag-
nahmungen, zu denen zahlreiche Personen 
berechtigt waren – Amtsträger aus Justiz, 
Verwaltung, Polizei, Zoll, Bank, den Mi-
nisterien für Inneres und für Staatssicher-
heit und den Räten der Bezirke, Kreise 
und Gemeinden, außerdem Gerichtsvoll-
zieher und Nachlasspfleger, Fundbüros, 
Pfandleihen und andere. Die Tresorver-
waltung organisierte dann den Verkauf 
solcher Wertgegenstände gegen Devisen 
in den Westen. Für den Inlandsverkauf 
wurde Anfang der 1950er Jahre beschlos-
sen, in Großstädten der DDR Geschäfte 
für den staatlichen Kunst-, Briefmarken- 
und Münzhandel einzurichten. Merkmale 
der Provenienz wurden dabei möglichst 
beseitigt; Münzen wurden mitunter einge-
schmolzen – oder nachgeprägt. Die Tre-
sorverwaltung arbeitete eng mit dem Mi-
nisterium für Staatssicherheit zusammen, 
ab Anfang der 1970er Jahre auch mit der 
„Kunst und Antiquitäten GmbH“ der Ab-
teilung Kommerzielle Koordinierung des 
Ministeriums für Außenhandel. Heike 
Schroll schildert die Geschichte der 
Pfandleihanstalt in Berlin, die den 
VEB Staatlicher Kunsthandel und später 
die Kunst und Antiquitäten GmbH belie-
ferte – insbesondere, nachdem Museen 
sich weigerten, ihre Depots für den Han-
del zu räumen. 
Über Fälle aus dem Staatlichen Museum 
Schwerin berichtet Michael Busch. Eine 
private ostasiatische Sammlung wurde 
Anfang der 1950er Jahre beschlagnahmt, 
der Sammler enteignet und verhaftet; das 
Museum übernahm die Sammlung und 
gab sie an ein anderes Museum weiter. In 
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einem anderen Fall wurde der Inhaber ei-
ner Papierfabrik mit einem fingierten 
Strafverfahren in den Westen getrieben, 
der Besitz beschlagnahmt. Gemälde, die 
man auf dem Dachboden einer Villa fand, 
kamen ins Museum. In den Fällen zurück-
gelassener Güter fertigten Museumsmitar-
beiter mitunter Expertisen an. Der The-
menkomplex „Flucht und Ausreise“ wird 
in drei Aufsätzen von Antje Strahl und 
Reno Stutz, Regine Dehmel und Michaela 
Scheibe und Cora Schall anhand von Ein-
zelfallbeispielen vertieft: Was geschah ei-
gentlich genau mit den Hinterlassenschaf-
ten derer, die den Staat verließen? Die 
Quellenlage, so zeigte es sich, ist mager; 
viele Dinge wurden an Verwandte, Be-
kannte und Nachbarn abgegeben, wenige 
gelangten in Behörden oder Heime, noch 
weniger in Bibliotheken, Museen und Ar-
chive. Juristische Verfahren der Rück-
übertragung nach 1990 gestalteten sich 
kompliziert.  
Zum Themenblock „Privater Kunsthan-
del“ enthält der Band Studien über die Ge-
schichte dreier Kunsthändler. Claudia Ma-
ria Müller schreibt über ihren Großvater 
Alphons Müller, der nach dem Krieg seine 
Kunsthandlung in Dresden-Blasewitz neu 
gegründet hatte. Er erwarb Antiquitäten 
auf Auktionen und bei privaten Haushal-
ten – darunter Dinge, die nach dem Krieg 
bei Bauern gegen Nahrungsmittel einge-
tauscht worden waren. Ab Ende der 
1950er Jahre durften private Händler in 
der DDR jedoch keine Valuta mehr ein-
nehmen, Verkäufe waren meldepflichtig, 
ab Ende der 1960er Jahre auch Ankäufe 
und Kommissionsübernahmen. Schließ-
lich übernahm der Staat gezielt den Aus-
verkauf von Wertgegenständen aus der 
DDR gegen Valuta und zerschlug den bür-
gerlichen Privathandel. Nach dem Tod 
von Alphons Müller im Jahr 1972 durfte 
der Sohn das Geschäft nicht übernehmen. 
Christin Müller-Wenzel erzählt die Ge-
schichte des Hallenser Kunsthändlers 
Eduard Henning. Die erste Grafik-Einzel-
ausstellung von Georges Braque fand im 
April 1950 in der Galerie Henning statt; 

gezeigt wurden mehrfach auch Werke von 
Picasso, und die 100. Ausstellung der Ga-
lerie galt Marc Chagall. Der Galerist be-
durfte der Protektion des kunstsammeln-
den Außenministers Lothar Bolz.  Zu 
Komplikationen führten seine Verbindung 
mit dem in Feldafing bei München leben-
den Autor und Kunstsammler Lothar-
Günther Buchheim ebenso wie seine Aus-
stellung von Werken des West-Berliner 
Abstrakten Heinz Trökes. Im Jahr 1961, 
nach dem Bau der Mauer, nahm er sich 
das Leben, und die Galerie musste schlie-
ßen. 
Julia Marie Wendels Aufsatz „OV Puppe“ 
führt in die 1980er Jahre. Hier geht es um 
den Fall der „Antiquitäten-Stube“ in Ru-
dolfstadt, deren Inhaber Bettina und Mar-
tin Wendl vor allem wegen ihrer Puppen-
sammlung bekannt waren. Sie gerieten 
Mitte der 1980er Jahre in Bedrängnis; 
Hausdurchsuchungen und regelmäßige 
Verhöre fanden statt, schließlich wurde 
ihre Steuerschuld auf rund 620.000 Mark 
festgestellt. Kurzfristig verkauften sie das 
Grundstück, lösten ihr Geschäft auf, ver-
kauften die meisten Objekte an die Kunst 
und Antiquitäten GmbH und reisten im 
Mai 1988 in die Bundesrepublik aus. Der 
Abschnitt „Staatlicher Kunsthandel“ ent-
hält zwei Aufsätze aus den frühen und 
späteren Jahren der DDR. Thomas Widera 
erforschte die seinerzeit strikt geheim ge-
haltene Aktion „Licht“ des Ministeriums 
für Staatssicherheit, in der am 6./7. Januar 
1962 in zahlreichen Banken und ehemali-
gen Finanzinstitutionen sogenannte „her-
renlose“ Schließfächer überprüft, Wertge-
genstände abtransportiert und an die Tre-
sorverwaltung des Ministeriums für Fi-
nanzen übergeben wurden. Die Spurensu-
che führte zu Curt Belz, dem Leiter des 
Staatlichen Kunsthandels, der selbst Mit-
arbeiter des Staatssicherheitsdienstes war 
und den Verkauf der Ware nach dem Wes-
ten übernahm. Die Verhältnisse waren un-
durchsichtig; wegen Untreue wurde Belz 
mit seinen Mitarbeitern noch 1962 verhaf-
tet, die Handelsorganisation „Staatlicher 
Kunsthandel“ liquidiert, und auch die 
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Nachfolgeinstitution „VEH Moderne 
Kunst“ war kurzlebig und nur bedingt 
handlungsfähig. Die Rolle des Ministeri-
ums für Staatssicherheit im Staatlichen 
Kunsthandel ist noch nicht abschließend 
geklärt. Uwe Hartmann gibt in seinem 
Aufsatz über den Handel innerhalb der 
DDR durch den 1974 gegründeten VEH 
Bildende Kunst und Antiquitäten eine 
kurze Zusammenfassung über den Bin-
nenhandel in der DDR. Das Sammeln von 
Kunst galt als eine bürgerliche Beschäfti-
gung, beinahe obsolet. Es wurden auch e-
her Reproduktionen als Originale ver-
kauft, eher Zeichnungen als Gemälde. 
Aber es gab Galerien und Auktionen, auch 
im Sinne kultureller Erziehung. Immer 
ging es aber um Valuta. In späteren Jahren 
setzte man Hoffnungen auf den Export 
von zeitgenössischer Kunst. Aber das er-
setzte den Antiquitätenhandel nicht. In 
diesem Bereich allerdings mangelte es in 
den späten Jahren schlicht an Ware.  
Ins Zentrum des Handels mit enteignetem 
Kulturgut führen schließlich die Aufsätze 
im Abschnitt über die Kunst und Antiqui-
täten GmbH. Von Anfang an wurden Ob-
jekte aus Museen der DDR ausgesondert 
und gegen Valuta verkauft – darunter 
nicht selten Güter, die nach der Bodenre-
form in die musealen Sammlungen ge-
langt waren. Nicht immer unterstützten 
die Museen die Aufforderungen des Mu-
seums für Kultur, Listen vorzulegen. Es 
gab auch Proteste. Jan Scheunemann ver-
folgt die Spur eines Aquarells von Adolf 
Hitler mit dem Titel „München Königli-
ches Hofbräuhaus“ aus der Staatlichen 
Galerie Moritzburg in Halle, das im Jahr 
1974 durch die Kunst und Antiquitäten 
GmbH zunächst in die Schweiz und von 
dort aus in die USA verkauft wurde. Mar-
gaux Dumas und Xenia Schiemann be-
schreiben die Geschichte einer Kommode 
aus dem Schloss von Versailles, die 1941 
von einer Pariser Händlerin an die Deut-
sche Reichsbank verkauft worden war. Sie 
kam in den Besitz des Märkischen Muse-
ums, wurde aber 1986 vom Auktionshaus 
Christie’s in London angeboten und für 

152.000 Pfund verkauft. Christopher Jüt-
ter hat in der Sammlung des 1987 gegrün-
deten Deutschen Historischen Museums 
nach Objekten aus dem Bestand der Kunst 
und Antiquitäten GmbH geforscht. Bernd 
Isphording vom Bundesarchiv erläutert 
den inzwischen erschlossenen, 75 lau-
fende Meter umfassenden Bestand der 
Kunst und Antiquitäten GmbH – und die 
besonderen Komplikationen der Prove-
nienzforschung, da zwischen Einlieferern 
und Endkunden regelmäßig mehrere Zwi-
schenverkäufe nachzuverfolgen sind. Die 
Spuren des Exports über das zentrale La-
ger in Mühlenberg sind mühsam nachvoll-
ziehbar über ein bislang nur teilweise ent-
schlüsseltes, offenbar auch mehrfach ge-
ändertes Nummern-Codesystem. Stroh-
männer aus der Bundesrepublik, den Nie-
derlanden und der Schweiz übernahmen 
oft die Vermittlung besonders wertvoller 
Stücke an westliche Auktionshäuser. 
 Am 22. November 1989 schließlich 
wurde der Export von Kunstwerken und 
Antiquitäten aus der DDR beendet. Ale-
xander Schalck-Golodkowski setzte sich 
Anfang Dezember nach West-Berlin ab, 
und am 31. Dezember ging die Kunst und 
Antiquitäten GmbH in Liquidation. Ale-
xander Sachse beschäftigt sich in seinem 
Beitrag mit der Zeit danach. Mitarbeiter 
vieler Museen besichtigten die Lager in 
Mühlenbeck und andernorts und erwarben 
Objekte; die Finanzierung trugen die Mi-
nisterien für Kultur und für Finanzen mit 
Mitteln aus dem Kulturfonds der DDR 
und dem Vermögen der SED. Der Ver-
bleib der gezahlten Gelder ist jedoch bis-
lang nicht geklärt; nach Liquidierung der 
Außenstände der Kunst und Antiquitäten 
GmbH flossen sie möglicherweise an die 
Nachfolgefirma Internationale Beratungs- 
und Vertriebsgesellschaft. 
Die Vergangenheit wirkt nach bis heute. 
Salka-Valka Schallenberg beschreibt das 
Beispiel des in der DDR prominenten Ma-
lers Otto Nagel, dessen Nachlass von den 
Erben als Dauerleihgabe an den Magistrat 
von Ost-Berlin gegeben und unter Druck 
schließlich an verschiedene staatliche 
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Stellen übereignet wurde. Zu einer vollen 
Rückerstattung der Vermögenswerte kam 
es in diesem Fall nicht. Peter Danker-
Carstensen berichtet über Ermittlungen 
zum Verbleib verschwundener Objekte 
aus Rostocker Museen vom Dezem-
ber 1989 bis 1991. Diese Untersuchung 
scheiterte – auch an der Tatsache, dass die 
Akten des Ministeriums für Staatssicher-
heit zu dieser Zeit noch nicht öffentlich 
einsehbar waren. 
Berichte über die Tagung „VEB Kunst – 
Kulturgutentzug und Handel in der DDR“ 
am 30. November 2020 und die vorherge-
hende Podiumsdiskussion schließen den 
Band ab. Das Forschungsgebiet, im Jahr 
2003 von Ulf Bischof mit seiner Disserta-
tion „Die Kunst und Antiquitäten GmbH 
im Bereich Kommerzielle Koordinierung“ 
eröffnet, ist weiter erschlossen worden. 
Die Provenienz vieler Dinge liegt jedoch 
im Dunkeln, und so konnten auch Eigen-
tumsrechte nicht immer geklärt werden. 
Insbesondere in den alten Bundesländern 
sei, so ein Resumée der Podiumsdiskus-
sion, oft noch wenig Problembewusstsein 
vorhanden. Wer damals am Kunst- und 
Antiquitätenhandel zwischen Ost und 
West beteiligt war, musste wissen, dass 
auch Waren angeboten wurden, die in der 
DDR enteignet worden waren. Der vorlie-
gende Band ist ein wesentlicher Beitrag 
zur Aufklärung komplexer Zusammen-
hänge. Es bleibt nur zu wünschen, dass die 
hier gesammelten Beiträge weitere For-
schungen zur Provenienz von Kunstwer-
ken und Antiquitäten ermöglichen.  

Felice Fey 
 

Dendev Terbishdagva: Im Jahr des Ro-
ten Affen – Ein Nomade zwischen Jurte 
und Brandenburger Tor. Verlag Neues 
Leben Berlin 2020, 480 S., 24,- Euro 
Bücher von Mongolen mit Deutschland-
bezug in deutscher Sprache sind selten. 
Der Autor des vorliegenden Werkes lernte 
Deutschland in Ost und West vor und nach 
der Einheit kennen und war auch Bot-

schafter seines Landes bei uns. Aufmerk-
sam und einfühlsam hat er Deutschland 
und die Deutschen beobachtet, das macht 
sein Buch für das deutsche Publikum inte-
ressant. Das Vorwort schrieb der ehema-
lige rheinland-pfälzische Ministerpräsi-
dent Kurt Beck, der als Vorstandsvorsit-
zender der Friedrich-Ebert-Stiftung im 
Juni 2018 die Mongolei besucht hatte. Er 
würdigt deren demokratischen Weg zwi-
schen den Autokratien China und Russ-
land. 
Der Autor wurde 1956, im Jahr des Roten 
Affen, in einer Jurte geboren. Ein im Kin-
desalter erfrorener Finger an seiner rech-
ten Hand erinnert ihn noch an einen 
Schneesturm in der Steppe. Seine Eltern 
arbeiteten in der landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaft „Fleißig“. In der 
Mongolei galt ein Studium in der DDR als 
Glücksfall, es war die westlichste Gegend, 
in der Mongolen studieren konnten. Der 
Autor lernte Deutsch in seiner Heimat und 
eine Kommission bestimmte, dass er Le-
bensmittelingenieur werden sollte. So 
kam er 1975 in die DDR. Gewöhnt war er 
als Nomadenkind einen blauen Himmel, 
am Berliner Ostbahnhof empfand er dazu 
einen starken Kontrast. „Bei meiner ersten 
Ankunft empfing mich die DDR mit ei-
nem mir unbekannten Grau. Das Wetter, 
die Gebäude, alles schien wie in einen Ne-
bel gehüllt. Ich erschrak: Das war also 
Berlin, der Gegenstand lang gehegter 
Wünsche, die Hauptstadt der DDR.“ Er 
fuhr mit dem Bus nach Leipzig weiter, wo 
am Herder-Institut ausländische Studen-
ten in einem meist einjährigen Sprachkurs 
auf ein Fachstudium vorbereitet wurden. 
Dort waren die ersten Eindrücke auch 
nicht besser. „Der Anblick des grau ver-
hangenen Himmels, der grauen Straßen 
und Menschen und der alten wie auch der 
neuen grauen Gebäude erzeugte in mir ein 
seltsames Gefühl: Dies ist kein Ort, an 
dem die Sonne scheint!“ (S. 61) Doch bald 
fand er sich zurecht. Beim Studium an der 
Humboldt-Universität lernte er deutsche 
Eigenheiten kennen, wie Fleiß, Sparsam-
keit und Exaktheit, auch beim Überqueren 
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der Straße. „Der Respekt der Deutschen 
vor Ampeln hat mich von Anfang an be-
eindruckt und symbolisiert den deutschen 
Sinn für Ordnung.“ (S. 68/69) Selbst Be-
trunkene würden an der Fußgängerampel 
auf Grün warten und erst dann korrekt die 
Straßenseite wechseln.  
Vieles in Deutschland Gelernte hat er für 
seine eigene Familie übernommen. Am 
26. November 1979 lernte er in der Mon-
golischen Botschaft in Ost-Berlin beim 
Jahrestag der Gründung der Volksrepub-
lik seine spätere Ehefrau Baasankhuu ken-
nen. Sie heirateten nach der Rückkehr in 
die Heimat 1981. Der Autor hatte eine 
Stelle als technologischer Assistent im 
Fleischkombinat der Hauptstadt Ulan-Ba-
tor bekommen, dem größten in der dama-
ligen Mongolei. Er machte schnell Karri-
ere und wurde Betriebsleiter des Schlacht-
hofs. Beim Besuch einer Delegation aus 
der DDR mit Günter Schabowski an der 
Spitze im Kombinat fragte er ihn nach der 
Perestroika, erhielt aber keine Antwort. 
Im Frühjahr 1988 wurden der Autor und 
seine Frau vom Jugendverband an die Ju-
gendhochschule „Wilhelm Pieck“ am Bo-
gensee nördlich von Berlin delegiert, um 
angehende mongolische Führungskräfte 
zu unterrichten und zu betreuen. Schwer 
war für ihn als Lebensmittelingenieur, die 
Vorlesungen über Marxismus-Leninismus 
simultan zu dolmetschen. 
Im Herbst 1989 erlebte er die Umwälzun-
gen in der DDR. Er schlug auch selbst ein 
Stückchen aus der Berliner Mauer und wi-
ckelte es mongolischer Tradition folgend 
in ein seidenes Tuch. Das wurde in eine 
bei Buddhisten übliche Gebetsecke im 
Haus gelegt. „An diesem besonderen Ort 
bewahre ich mein Stück der Berliner 
Mauer auf. Es erinnert mich daran, dafür 
zu beten, daß es niemals wieder eine 
Mauer gebe, die ein ganzes Volk teilt, und 
daß die Menschen miteinander in Harmo-
nie leben.“ (S. 47/48). An der Hochschule 
waren einige Lehrkräfte eher schockiert. 
Viele zweifelten am Lehrprogramm, 
„manche auch an sich selbst. Einige ver-

fielen in Depression, verloren ihr Ver-
trauen, und manche suchten Trost im Al-
kohol.“ (S. 56) Die Lehrer für Marxismus-
Leninismus waren besonders schwer be-
troffen. Dann wurden alle mit einem Kün-
digungsgeld in Höhe von drei Monatsge-
hältern entlassen. Den ausländischen 
Lehrkräften stand es frei, in ihre Heimat 
zurückzukehren. Der Autor und seine 
Frau blieben und bekamen schnell rassis-
tische und nazistische Tendenzen im Os-
ten zu spüren. Er arbeitete zunächst als 
Kellner und baute schließlich sein eigenes 
Handelsunternehmen auf. Nach der Rück-
kehr in seine Heimat ging er in die Politik 
und wurde Vizeminister im Ministerium 
für Ernährung und Landwirtschaft.  
Am 25. Oktober 2002 wurde der Autor 
zum Botschafter in Berlin ernannt mit dem 
Argument, niemand in der Mongolei 
würde die Verhältnisse in Deutschland 
und die Deutschen besser kennen als er; 
außerdem war der Neubau der Botschaft 
ins Stocken geraten. Gleich nach seiner 
Ankunft fuhr er nach Niederschönhausen 
und besichtigte das verwilderte Grund-
stück. Mit seiner Familie und einigen Stu-
denten sorgte er für Ordnung, das moti-
vierte auch seine Mitarbeiter; deutsche 
Freunde halfen mit. So entstand die mo-
dernste und komfortabelste mongolische 
Mission in Europa. Problematisch war 
seine Akkreditierung bei Bundespräsident 
Johannes Rau im Schloss Bellevue. Die 
deutschen Würdenträger kleiden sich zu 
diesem offiziellen Anlaß meist in Frack o-
der Cuteway, die Diplomaten ebenso oder 
in Nationaltracht. Bei Mongolen gehört 
dazu ein langes Messer, das zusammen 
mit einer silbernen Schale und einem Feu-
erstein an einer Kette am Gürtel befestigt 
ist. Beim Betreten der Jurte als Gast wird 
das Messer an der Kette hängend getragen 
zum Zeichen der friedlichen Absicht. Das 
deutsche Protokoll hätte aber nicht mal 
eine Nagelfeile zur Akkreditierung geneh-
migt. Nach längeren Erklärungen des Bot-
schafters und nach Rücksprache mit der 
Sicherheit und wegen des deutschen Ver-
ständnisses für fremde Kulturen wurde 
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Seine Exzellenz dann doch in vollständi-
ger Tracht zu unserem Staatsoberhaupt 
vorgelassen und führte mit ihm eine ange-
nehme Unterhaltung. Nach zwei Jahren 
als Botschafter kehrte er in seine Heimat 
zurück und wurde Parlamentarier und Mi-
nister für Ernährung und Landwirtschaft. 
Seine deutschen Erfahrungen sind ihm da-
bei wichtig, einige unserer Aufbauleistun-
gen nach Krieg und Teilung hält er für bei-
spielhaft. 
Dendev Terbishdagva kennt Deutschland 
und die Deutschen seit 1975. Sein Buch ist 
leicht und gut lesbar und auch bei Passa-
gen über seine Heimat verständlich for-
muliert. Es wurde offenbar sehr gut lekto-
riert, was nicht selbstverständlich ist. Für 
am Blick auf Deutschland von innen und 
außen und aus verschiedenen beruflichen 
Perspektiven Interessierte sei es empfoh-
len, es vermittelt auch wichtige Fakten zur 
Mongolei, ihren Traditionen und ihrer 
jüngeren Vergangenheit.   

Enrico Seewald 
 

Michael Gehler/Oliver Dürkop: Deut-
sche Einigung 1989/1990. Zeitzeugen 
aus Ost und West im Gespräch, Rein-
bek: Lau-Verlag, edition olzog 2021, 
1838 Seiten, 48 Euro 
Kontext 
Michael Gehler, Österreicher mit deut-
schen Wurzeln und Freund wie Verfasser 
dicker Bücher (Modellfall für Deutsch-
land? Die Österreichlösung mit Staatsver-
trag und Neutralität 1945 bis 1955, Inns-
bruck u. a. 2015, 1 382 Seiten!) legt hier 
mit dem publizistisch ausgewiesenen und 
vor allem im Bereich der oral-history täti-
gen Oliver Dürkop einen Zeitzeugenband 
zur deutschen Zäsur von 1989/90 vor, der 
in den Dimensionen gut und gerne an 
Tolstois Krieg und Frieden erinnert. Mi-
chael Gehler hat an seinem Institut in Hil-
desheim ein erstaunlich produktives zeit-
geschichtliches Zentrum etabliert. Die 
Schwerpunkte sind die Geschichte der eu-
ropäischen Integration bis in die Gegen-

wart – Stichwort Brexit –, sowie die Kons-
tellationen in und um Deutschland wie Ös-
terreich in der Zeit des Kalten Krieges, 
auch mit den diversen Wechselbezügen. 
Chronologisch reicht der Bogen von den 
fünfziger Jahren bis zum EU-Beitritt Ös-
terreichs am 1. Januar 1995, also sowohl 
nach dem Ende der Sowjetunion 1991 als 
auch noch während der Kanzlerschaft 
Helmut Kohls, der sich für die österreichi-
sche Europabindung immer stark enga-
giert hatte. Gehler gehört nicht zuletzt mit 
seinem langjährigen Innsbrucker Kolle-
gen Rolf Steininger und – auf die Berliner 
Szene bezogen – Henning Köhler zu jener 
„Schule“, die die These von den durch den 
bundesdeutschen Gründungskanzler Kon-
rad Adenauer bewusst ausgeschlagenen 
Chancen zu einer frühzeitigen deutschen 
Wiedervereinigung vertritt. Anders als die 
österreichische Führung, der dann im 
Frühjahr 1955 der Abschluss des Staats-
vertrages mit den vier Siegermächten ge-
lang, habe Bonn es stets vermieden, auf 
sowjetische Vorstöße einzugehen. Was A-
denauer um der für prioritär gehaltenen 
Verfestigung der Westbindung der alten 
Bundesrepublik zuliebe versäumt habe, 
habe dann Helmut Kohl sozusagen 
1989/90 nachgeholt. Ob das alles so trag-
fähig ist (und man die Zeiten Gor-
batschows in Analogie zu denen Stalins, 
Molotows und sodann Chruschtschows 
sehen kann), sei hier dahingestellt. Umge-
kehrt neigen ja viele Kenner der Materie 
eher der These zu, die Wiederherstellung 
der österreichischen gesamtstaatlichen 
Souveränität in Verbindung mit einem 
neutralen Status sei nur im Zusammen-
hang mit der strikten Westbindung der al-
ten Bundesrepublik möglich geworden. 
Nur unter dieser Voraussetzung habe man, 
wenn auch mit einigen Bauchschmerzen, 
in den westlichen Hauptstädten hinrei-
chend konsolidierte Verhältnisse im Sinne 
der eigenen Sicherheitspolitik für die 
Mitte Europas erkennen können. Wie 
auch immer, Gehler ist in den deutschen 
wie in den österreichischen Dingen unge-
mein passioniert. Jüngste Frucht seines 
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Engagements ist der hier zu präsentie-
rende Band mit teilweise umfänglichen 
Zeitzeugeninterviews. Im Wesentlichen 
geht es um ost- wie westdeutsche Akteure, 
was unmittelbar die DDR anbelangt so-
wohl um Träger des alten Regimes wie 
auch Gestalter und Moderatoren der soge-
nannten „Friedlichen Revolution“ und des 
Übergangs in die neuen gesamtdeutschen 
Verhältnisse. Die Interviews gliedern sich 
in die Kategorien I. Akteure des Über-
gangs zwischen Erhalt, Reform und 
Transformation der DDR, II. DDR-Bür-
gerrechtler und Mitgestalter der deutschen 
Einheit, III. Banken, Finanzen, Wirt-
schaft, Industrie und Treuhand, IV. Minis-
ter und Politiker in verschiedenen Berei-
chen (sowohl aus der Bundesrepublik wie 
auch aus der DDR), V. Ober- und Regie-
rende Bürgermeister mit grenzüberschrei-
tender Stadtpolitik: Dresden – Berlin – 
Hannover, VI. Berater, Diplomaten und 
Entscheidungsträger, VII. Innere und äu-
ßere Sicherheit: Abrüstung, Verteidigung 
und Spionage, VIII. Kulturpolitik, Kom-
munikation und Medienvertreter, IX .Ge-
werkschaftsfunktionäre, X. Eigene Erfah-
rungen: Frauen in der DDR, XI. Die Eini-
gung aus der Berliner Erfahrung und das 
Urteil des Historikers mit zukünftiger For-
schungsperspektive. Die Interviews, auch 
in Verbindung mit Vorträgen der Befrag-
ten am Standort Hildesheim, wurden über 
einen sehr langen Zeitraum von ca. einein-
halb Jahrzehnten geführt, so mit Egon 
Bahr, der 2015 verstarb, 2009. Die Um-
fänge unterscheiden sich gravierend, der 
Abdruck des Gespräches mit Lothar de 
Maizière absorbiert fast 100 Druckseiten, 
am quantitativ wenigsten ließ sich Walter 
Momper aus der Reserve locken, seine 
Aussagen nehmen ganze vier Druckseiten 
in Anspruch. 
Ohne Zweifel hat die Gruppe um Michael 
Gehler hier ein erstaunliches Produkt er-
stellt. Unterhalb der Berichte der einschlä-
gigen Enquetekommissionen des Deut-
schen Bundestages zum Thema wie der di-
versen Dokumentenbände dürfte es das 

Umfänglichste und an vielen Stellen Ori-
ginellste sein, was derzeit überhaupt zur 
deutschen Zäsur 1989/90 verfügbar ist. 
Hier zeigt sich zugleich, was engagierte 
kleinere wissenschaftliche Einheiten mit 
Leidenschaft und Esprit neben den großen 
Forschungstankern Institut für Zeitge-
schichte München/Berlin und ZZF Pots-
dam mit deren sehr viel größeren und sehr 
viel komplexeren Strukturen zu leisten 
vermögen, ein mahnendes Beispiel für die 
Notwendigkeit gelebter Pluralität gerade 
in der Zeitgeschichtsforschung. Eine Para-
doxie mag zugleich darin liegen, dass die 
Breite und Vielfalt von Akteuren und The-
men, die hier zur Sprache kommen, förm-
lich dazu provoziert zu fragen, was ideal-
erweise vielleicht noch hätte relevant sein 
können: Zum Beispiel die Bereiche der 
Kirchen, des Militärs auf der westdeut-
schen Seite, der Justiz, des Sports, der Bel-
letristik wie des Journalismus im Printbe-
reich. Dazu wäre vielleicht mehr Interna-
tionalität ratsam gewesen. Mit zwei Aus-
nahmen, dem früheren österreichischen 
Botschafter auf deutschem Boden Fried-
rich Bauer und dem britischen Diplomaten 
Colin Munro, begegnen uns in diesem 
Band nur deutsche Stimmen.  
Das Berliner Spielfeld: Momper und 
Diepgen 
Die Interviews unterscheiden sich nicht 
nur quantitativ erheblich, sondern auch 
qualitativ: Exemplarisch zeigen das die 
Präsentationen der beiden Regierenden 
Bürgermeister Berlins im hier im Zentrum 
stehenden Zeitraum, des Sozialdemokra-
ten Walter Momper, der vom 16. März 
1989 bis zum 24. Januar 1991 damals 
noch im Schöneberger Rathaus amtierte, 
sowie das Gespräch mit seinem Vorgän-
ger wie Nachfolger Eberhard Diepgen 
(Regierender Bürgermeister vom 9. Feb-
ruar 1984 bis zum 16. März 1989, sowie 
vom 24. Januar 1991 bis zum 16. Juni 
2001). Die „wunden“ Punkte aus der 
knappen Amtszeit Walter Mompers, die 
aber eben die entscheidenden Monate vom 
Mauerfall bis zur Wiedervereinigung ab-
deckte, kommen kaum zur Sprache: Die 
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strikte Antihaltung seines Koalitionspart-
ners, der Alternativen Liste, gegenüber 
jeglicher Wiedervereinigungsoption, die 
beschämende Brüskierung von Bundes-
kanzler Helmut Kohl bei der Abendkund-
gebung vor dem Schöneberger Rathaus 
am 10. November 1989, Mompers 
Sprachregelung von einem Wiederverei-
nigungsgequatsche im Gespräch mit dem 
österreichischen Bundeskanzler Vra-
nitzky wenige Wochen später (Vranitzky 
selbst stand der deutschen Wiedervereini-
gung in etwa so distanziert gegenüber wie 
der französische Staatspräsident François 
Mitterrand) und sodann der Kurswechsel 
des jedenfalls ursprünglichen Wiederver-
einigungsgegners Walter Momper zu ei-
nem immer offensiveren Fordern gegen-
über den Bonnern, die den Berlinern an-
geblich bei der technischen Durchführung 
und finanziellen Unterfütterung des Zu-
sammenwachsens in Berlin nicht hinrei-
chend unter die Arme griffen.  
Vermutlich ist es ja die Tragik in der poli-
tischen Biografie Eberhard Diepgens, dass 
gerade er, dem die nationale Frage ein 
zentrales Anliegen war, genau dann nicht 
auf der Brücke des (West-)Berliner Staats- 
und Stadtschiffes stand, als sich an der 
Spree der revolutionäre Wandel vollzog. 
Bei Diepgen wird die typische Distanz des 
Berliner Justemilieu gegenüber der alten 
Bundesrepublik und ihrer rheinischen 
Schwerpunktbildung greifbar. Mehrfach 
nimmt er das Wort von „Rheinbund“ in 
den Mund, eine schon etwas böse Assozi-
ation mit dem Napoleon-hörigen Rhein-
bund aus der Zeit der französischen Vor-
herrschaft in Europa. Zuletzt hatte der 
Spiegel-Gründer und Herausgeber Rudolf 
Augstein in seinen Leitartikeln unter dem 
Pseudonym Jens Daniel aus den fünfziger 
Jahren die alte Bundesrepublik als 
„Rheinbund“ etikettiert, wenn er emotio-
nal die angeblich anationale, profranzösi-
sche Integrationspolitik des Gründungs-
kanzlers Konrad Adenauer emotional atta-
ckierte. Und muss man nicht auch hinzu-
fügen, dass die „Rheinbündler“ in Bonn, 
mit Konrad Adenauer an der Spitze, mit 

die entscheidenden Garanten dafür waren, 
dass zumindest der westliche Teil Berlins 
die sogenannte zweite Berlin-Krise von 
1958 über den Mauerbau hinweg bis etwa 
1962 fast unbeschadet überstand, von der 
Vielzahl an finanziellen Transfers und 
Steuererleichterungen vom Rhein an die 
Spree ganz abgesehen? Deutlich wird bei 
Diepgen auch, wie zerrissen die CDU im 
Westen Berlins wie auch in der gesamten 
alten Bundesrepublik 1989/90 in der 
Frage war, auf welche politischen Kräfte 
man nun eigentlich als Partner beim Neu-
beginn in der DDR setzen solle. Viele 
Unionsleute aus dem Westen Berlins setz-
ten auf die zumindest partiell neu for-
mierte Ost-CDU unter ihrem neuen Vor-
sitzenden Lothar de Maizière, der Bonner 
Apparat mit dem noch frisch im Amt agie-
renden Generalsekretär (und Geißler-
Nachfolger) Volker Rühe hielt hingegen 
die alte Block-CDU für weithin unheilbar 
kontaminiert. Am Ende stand jedenfalls 
der grandiose und zumeist unerwartete 
Wahlerfolg der Allianz für Deutschland 
bei der Volkskammerwahl vom 18. März 
1990, der die CDU im Osten jedenfalls 
machtpolitisch neu entstehen ließ und der 
zugleich dem Wiedervereinigungskanzler 
Helmut Kohl national und international 
neue Schubkraft verlieh. 
Die Außenpolitiker – Von Bahr bis Telt-
schik 
So wenig befriedigend wie das Interview 
mit Walter Momper ist das mit dem ent-
spannungspolitischen Schlachtross der 
SPD, Egon Bahr. Bahr, der über die Jahr-
zehnte als ein imaginierter zweiter Metter-
nich an gesamteuropäischen Sicherheits-
strukturen gebastelt hatte, bei denen nor-
mative Fragen im West-Ost-Kontrast so 
wenig eine Rolle spielen sollten wie die 
NATO und amerikanische Präsenz auf 
dem europäischen Kontinent möglichst 
marginalisiert werden sollten, wurde lei-
der nicht zu zwei wesentlichen Komple-
xen seiner mehr oder weniger eigenständi-
gen Deutschland- und Außenpolitik be-
fragt: Einmal zu seiner Rolle bei der Ne-
benaußenpolitik der SPD in den achtziger 
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Jahren, als diese seit dem Amtsantritt Hel-
mut Kohls im Oktober 1982 aus der Op-
positionsrolle heraus agieren musste (da-
runter zumal seine Gespräche mit der 
DDR-Führung zur Unterstützung der 
Kanzlerkandidatur von Johannes Rau 
1987, Stichwort: Unterbindung des Asyl-
bewerberzustroms vom Osten in den Wes-
ten Berlins, Relativierung der gemeinsa-
men deutschen Staatsangehörigkeit bei 
Dehnung des juristisch irgendwie noch 
Machbaren) sowie seine Gespräche im 
Herbst 1989 und im Frühjahr 1990 mit 
führenden Vertretern des ZK-Apparates in 
Moskau: Dabei ging es Bahr darum, mög-
lichst viele von seinen ursprünglichen 
Ideen von mitteleuropäischen wie gesamt-
europäischen Sicherheitssystemen zu ret-
ten und die sowjetische Seite dazu aufzu-
fordern, in der Frage der NATO -Zugehö-
rigkeit eines wiedervereinigten Deutsch-
lands möglichst hartnäckigen Widerstand 
zu leisten. Gerade vor diesem Hintergrund 
findet sich eine besondere Lesefrucht in 
dem Interview mit dem – sozialdemokra-
tischen – ersten DDR-Außenminister 
Markus Meckel, nach der Bildung der Re-
gierung de Maizière als zunächst „Große 
Koalition“: „Bahr wollte bei mir Staats-
sekretär werden. Das lehnte ich ab, weil 
ich kein Interesse daran hatte. Nach mei-
ner Erinnerung hatte ich noch zweimal ein 
Gespräch mit ihm. Zu diesem brachte er 
Valentin Falin mit. (…) Nachträglich be-
stätigte sich, dass auch Bahrs Politik, mit 
dem Kanal in die KPdSU zu setzen (sic!), 
der falsche Weg gewesen wäre. Sche-
wardnadse war der Akteur, auf den man 
setzen und dem man auch vertrauen 
konnte, der eine ganz andere Linie ver-
folgte.“ (463). Nun war Meckel ja alles 
andere als ein Gefolgsmann der Linie des 
Bundeskanzlers in Bonn, im Gegenteil: er 
„nervte“ mit seinen eher gesinnungsethi-
schen Positionen, nicht zuletzt mit dem 
Bestehen auf einer endgültigen Anerken-
nung der Oder-Neiße-Grenze zu Polen 
noch vor der Wiederherstellung eines ge-
samtdeutschen Souveräns, ferner mit der 
Betonung von besonderen Beziehungen 

der DDR zu den anderen Staaten des sow-
jetischen Vorfeldes und gewiss auch mit 
mancherlei gesinnungsethischen Über-
spitzungen. Umso bemerkenswerter, wel-
che Distanz er zu Bahr und dessen diplo-
matischen Winkelzügen erkennen ließ. 
Als Pendant auf der gewissermaßen ande-
ren Seite erscheint Kohls außenpolitischer 
Chefberater Horst Teltschik, der hier im-
merhin über an die 35 Seiten berichtet. 
Aus Teltschik sprechen mit dankenswer-
ter Offenheit der Konflikt zwischen Kanz-
leramt und Auswärtigen Amt bzw. – per-
sonifiziert – zwischen Bundeskanzler 
Kohl und Bundesaußenminister Genscher. 
Teltschik war 1989/90 im Gegensatz zu 
Bahr und wohl auch im zumindest partiel-
len Gegensatz zu Genscher als unbeding-
ter Anhänger einer fortdauernden West-
bindung des dann wiedervereinigten 
Deutschlands Gegenspieler nicht weniger 
Diplomaten im Auswärtigen Amt. Wie 
sehr da unter dem Tisch gegeneinander 
gearbeitet wurde, offenbart unter anderem 
seine Irritation darüber, dass dem Kanz-
leramt wesentliche Protokolle des außen-
politischen Apparates nicht vorgelegt 
worden seien, namentlich die Aufzeich-
nungen über die Gespräche des Bundesau-
ßenministers mit seinem sowjetischen 
Partner Eduard Schewardnadse. Umge-
kehrt war man im Auswärtigen Amt natür-
lich einigermaßen sauer darüber, dass 
Kohl zwar neben seiner Ehefrau Teltschik 
zu den entscheidenden Gesprächen mit 
der US-amerikanischen Führung von 
Ende Februar 1990 nach Camp David mit-
nahm, dass aber Genscher nicht dabei sein 
durfte. Er hatte einen Monat zuvor in 
Tutzing so etwas wie einen sicherheitspo-
litischen Österreich-Status für die DDR 
im Kontext der Lösung der deutschen 
Frage skizziert, jedenfalls nach Lesart des 
Herausgebers Michael Gehler. Für US-
Präsident Bush kam so etwas definitiv 
nicht infrage: Wenn Deutschland insge-
samt weiterhin grundsätzlich der NATO 
angehören sollte, dann mussten jedenfalls 
Bündniszusagen unvermindert auch un-
mittelbar für das Territorium der (Ex-) 
DDR gelten. Und Kohl schickte Teltschik 
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bekanntlich im Frühjahr 1990 mit den füh-
renden westdeutschen Bankiers nach 
Moskau, um der Sowjetunion aus finanzi-
ellen Engpässen zu helfen – und damit 
auch das Terrain für die weitere sowjeti-
sche Konzessionsbereitschaft bei der si-
cherheitspolitischen Flankierung des deut-
schen Wiedervereinigungsprozesses zu 
bereiten. 
Umso bedauerlicher ist, dass der Band 
keine ähnlich ausführliche Positionierung 
aus dem Apparat des Auswärtigen Amtes 
selbst enthält. Das sehr umfängliche Ge-
spräch mit dem zeitweiligen bundesdeut-
schen Ständigen Vertreter in Ost-Berlin 
Hans Otto Bräutigam kann diese Leer-
stelle nicht füllen, Bräutigam vermag 
nicht ähnlich dicht wie Teltschik über die 
unmittelbaren operativen Abläufe 
1989/90 Rede und Antwort zu stehen. Der 
Punkt ist in seinem Falle ein anderer: Ein-
mal geht es grundsätzlich darum, wie sich 
große Teile des außenpolitischen Bonner 
Apparates in der Hochzeit der Entspan-
nungspolitik Brandtscher Prägung wie in 
den Mühen der Ebene in den folgenden 
eineinhalb Jahrzehnten zu Situation und 
Perspektiven in Mitteleuropa positionier-
ten. Mehr indirekt als direkt spricht aus 
Bräutigams Ausführungen eine diplomati-
sche Schule, welche im Grunde immer 
vom allenfalls modifizierten Fortbestand 
des gegebenen Status quo ausging. Nicht 
nur war offenkundig in der Perspektive 
dieser diplomatischen Schule so etwas wie 
der revolutionäre Urknall vom Späth-
erbst 1989 außerhalb jeglicher Betrach-
tung. Mehr noch: Selbst in der Rückschau 
entspannungspolitischer Chefdiplomaten 
klingt hier so etwas wie ein leises Bedau-
ern darüber nach, dass nicht im Gegensatz 
zum deutschen Nationalstaat so etwas wie 
eine Konföderation oder eine mehrstaatli-
che deutsche Repräsentanz in der Europä-
ischen Union etabliert wurde, Bräutigam 
wörtlich in seinem Resümee: „Diese Fra-
gen fand ich schon immer sehr interessant, 
sowohl die Möglichkeit von zwei deut-
schen Staaten in der Europäischen Ge-
meinschaft oder eine deutsch-deutsche 

Konföderation und wie diese im Einzel-
nen ausgesehen hätte.“ (1 146) Davon 
ganz abgesehen, dass nicht ersichtlich sein 
kann, wie eine fortbestehende DDR öko-
nomisch hätte überleben sollen und kön-
nen – wäre sie etwa von Frankreich und 
Italien innerhalb der europäischen In-
tegration alimentiert worden? – ist doch 
auch bemerkenswert, wie sehr Experten-
wissen und Expertenhabitus dazu verlei-
ten können, die Möglichkeit einer grund-
sätzlichen Infragestellung des Status quo 
überhaupt nicht mehr denken zu wollen 
bzw. zu können. 
Kanzleramtsminister Seiters führte zumal 
im Spätherbst 1989, nach dem Fall der 
Mauer, wesentliche Gespräche mit der 
Nach-Honecker-Führung unter dem neuen 
Staatsrats- wie SED-Vorsitzenden Egon 
Krenz und dem neuen Regierungschef 
Hans Modrow. Diese sind in den ja veröf-
fentlichten Akten des Bundeskanzleram-
tes detailliert nachzulesen; so lässt sich 
verschmerzen, dass Seiters im Interview 
selbst nur relativ knapp Auskunft über 
seine damaligen Begegnungen gibt. Denn 
immerhin war es eine wichtige Station der 
damaligen innerdeutschen Entwicklung, 
dass Seiters die bundesdeutsche Unter-
stützung des beginnenden Reformprozes-
ses in der DDR von so grundlegenden Re-
formen abhängig machte, dass damit das 
Machtmonopol der SED unmittelbar her-
ausgefordert war. Freie Wahlen sollten 
nun wirklich freie Wahlen sein, dieser 
Einschnitt in der deutsch-deutschen Be-
ziehungsgeschichte, der die SED-Diktatur 
nun auch von außen ins Wanken brachte, 
ist leider in der Zeitgeschichtsforschung 
nicht hinreichend gewürdigt worden. Das 
mag auch daran liegen, dass Seiters eben 
nicht mit einer so hegemonialen Persön-
lichkeitsstruktur aufzutrumpfen verstand 
wie der Bundesaußenminister, der sich 
immer als Naturtalent zeigte, wenn es galt, 
sich zu inszenieren. 
Zwei (ost-)deutsche Bildungsbürger: 
Lothar de Maizière und Richard Schröder 
Zum Ende hin der Bezug zu zwei bil-
dungsbürgerlichen Schwergewichten aus 
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der deutsch-deutschen Revolutionszeit 
von 1989/90, dem Hugenottenabkömm-
ling, Bratschisten und Rechtsanwalt 
Lothar de Maizière und dem Theologen 
und Philosophen Richard Schröder: 
Lothar de Maizière lässt nicht nur, wie zu 
erwarten, Kritik an Helmut Kohl erken-
nen, der ihn weitgehend zu vereinnahmen 
versuchte, wie er das vom CDU-Mittelbau 
in der alten Bundesrepublik nun einmal so 
gewohnt war. Bei de Maizière kann man 
nicht zuletzt das durchaus erfolgreiche 
Bemühen nachlesen, sich gegenüber sow-
jetischer Führung wie gegenüber sowjeti-
scher Diplomatie mit ihrem Sitz in der 
sowjetischen Botschaft Unter den Linden 
zu emanzipieren, ähnlich wie wohl auch 
die neue tschechoslowakische Führung 
unter Václav Havel in Prag wie auch die 
neue polnische Führung mit ihren nicht-
kommunistischen Komponenten unter 
Premier Mazowiecki. Und de Maizière 
weist genüsslich darauf hin, dass und wie 
die Syntax des Deutschen in der alten 
Bundesrepublik unter angelsächsischem 
Einfluss Schaden genommen habe. Geni-
tiv und Dativ seien zu Opfern der Ameri-
kanisierung geworden – diese ostdeutsche 
Revanche musste wohl sein. Richard 
Schröders Status als Pfarrer, Theologe 
und Philosoph war, darauf weist er förm-
lich genüsslich hin, nicht durch Zeugnisse 
ausgewiesen, die er an staatlichen DDR-
Hochschulen hätte erwerben können. Der 
Apothekersohn aus bürgerlicher Familie 
durfte nicht einfach an eine Universität, es 
blieb nur der Weg über die Qualifizierung 
mittels kirchlicher Hochschulen. Und ein 
zweites ist bei Schröder bemerkenswert: 
Anders als die meisten Theologinnen und 
Theologen auch im wiedervereinigten 
Deutschland hat er einen nüchternen Blick 
für das wirtschaftlich Machbare, Sinn-
volle und Finanzierbare – und eben auch 
dafür, dass es wenig Sinn macht, Projekte 
zu verfolgen, die nur Kosten und keine Er-
träge einbringen. Und er hat offenkundig 
eine gesamtdeutsche, nationale DNA, bei 
allem, was dazu kritisch mitbedacht wer-
den muss. Zum Ökonomischen bei 
Schröder: „Aus einem ganz anderen 

Grund befürwortete ich die Währungs-
union: Im Interesse der Einheit, lieber mit 
ruinierter Wirtschaft in der Einheit als mit 
ruinierter Wirtschaft allein bleiben.“ 
(525); zur Ablehnung der deutschen Wie-
dervereinigung in den „progressiven“ 
Kreisen Westdeutschlands: „Im Mai 1990 
fand in Frankfurt am Main eine Demonst-
ration statt. In erster Reihe: Claudia Roth, 
Angelika Beer und Jutta Ditfurth von den 
Grünen. Sie trugen ein Plakat, das über die 
ganze Breite der Straße reichte mit dem 
Schriftzug: „NIE WIEDER DEUTSCH-
LAND! GEGEN DIE ANNEXION DER 
DDR! GEGEN DEN DEUTSCHEN NA-
TIONALISMUS!“ (sic!, 522). Immerhin 
eine der drei genannten Politikerinnen ist 
immer noch im Geschäft und jetzt als 
Staatsministerin für Kultur und Medien 
unter anderem für die an die SED-Diktatur 
gemahnenden Gedenkstätten wie für die 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz zustän-
dig. Man wird sehen, welche Lernkapazi-
täten sich hier zu entfalten vermögen. 
Die von Michael Gehler und Oliver Dür-
kop herausgegebene Zeitzeugenband zur 
deutschen Geschichte 1989/90 ist bei allen 
Auffälligkeiten und unvermeidlichen Ein-
schränkungen ein erstaunliches und be-
achtliches Werk. Auch der Leser, der das 
Buch in der Annahme zur Hand nimmt, 
das meiste ohnehin schon zu wissen, wird 
faktisch, vor allem aber atmosphärisch 
deutlich dazu gewinnen. Dass nicht jeder 
und alles zur Sprache kommen können, 
liegt auf der Hand. Die Relativierung, die 
am Ende zu machen ist, bezieht sich daher 
eher auf einen gewissermaßen didakti-
schen Aspekt: Vor allem jener Rezipient 
wird von diesem Band profitieren, der ihn 
bereits mit Vorkenntnissen in die Hand 
nimmt. Man sollte schon einigermaßen 
wissen, was 1989/90 in und um Deutsch-
land geschah und welche Figur auf dem 
Schachbrett mit welcher Prägung welche 
Rolle einnahm oder zumindest einzuneh-
men glaubte. 

Peter März 
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Wolf Oschlies: Michail Gorbačëv, Kla-
genfurt: Wieser Verlag 2022, 296 S., 
21,- € 
Biographien und Lebensbeschreibungen 
des ersten und zugleich letzten Präsiden-
ten der Sowjetunion Michail Gorbačëv 
liegen bereits vor, darunter die beachtens-
werten Studien von William Taubman und 
Ignaz Lozo. Das vorliegende Porträt des 
Politikwissenschaftlers Wolf Oschlies, 
der als renommierter Slavist die korrekte 
wissenschaftliche Transliterationsschreib-
weise „Gorbačëv“ wählt, hebt sich in mar-
kanter Weise davon ab. Oschlies widmet 
sich in kurzer Skizzierung einzelnen Le-
bensstationen Gorbačëvs, um in ein-
drucksvoller Weise damit verbundene 
kulturelle wie politische Hintergründe 
auszuleuchten. In seiner selbst gestellten 
Aufgabe möchte sich Oschlies mit drei 
Themenbereichen beschäftigen: „Erstens 
mit G Gorbačëvs Leben und Werdegang, 
zweitens mit seinen so `unrussischen´ Re-
formen und Neuerungen und drittens mit 
dem `schlagenden´ Kontrast zwischen in-
ternationaler Wertschätzung für ihn und 
allrussischen Hass gegen ihn“. 
Es entbehrt nicht einer traurigen Ironie, 
dass das vorliegende Porträt „Michail 
Gorbačëv“ kurz nach dem russischen An-
griffskrieg auf die Ukraine am 14. Februar 
2022 erschienen ist. Fragen politischer 
Beobachter und der Weltöffentlichkeit, 
wie es soweit hatte kommen können, wer-
den in Wolf Oschlies’ Untersuchungen 
auf geradezu frappierende Weise aufge-
deckt. 
Nicht zuletzt anhand einer langjährigen 
Lektüre russischer Zeitschriften und Ver-
öffentlichungen bezüglich der Einschät-
zungen der politischen Leistungen Mi-
chail Gorbačëvs beobachtet Wolf Os-
chlies eine merkwürdig aggressive Stim-
mungslage. Die Diskussionen im Land 
kreisen um die Frage, ob Gorbačëvs Re-
formpolitik lediglich den Ausdruck eines 
verwirrten Dummkopfes darstellt oder ob 
nicht doch ein handfester Verrat am Land 
vorliegt. Wenn lauthals bedauert wird, 
dass Gorbačëv „unsere“ Länder wie die 

baltischen Staaten, aber auch Polen, Un-
garn oder die Tschechoslowakei „ver-
schleudert“ habe, kommt damit zum Aus-
druck, dass die Rolle der Sowjetunion als 
Unterdrücker nicht einmal im Ansatz ver-
standen wurde. 
Eine gediegene landeskundliche Kenntnis 
lässt Wolf Oschlies historische Tabus 
ebenso thematisieren wie ungesunde Wu-
cherungen eines übersteigerten Nationa-
lismus. Als einen Aspekt der sowjetischen 
Erbmasse führt er Beispiele heutiger Ge-
schichtsvergessenheit vor. Zuweilen greift 
Oschlies auf erfrischende Beispiele zu-
rück, wenn er etwa den DDR-Kabarettis-
ten Peter Ensikat zitiert: „Offiziell waren 
die Russen unsere Befreier. Privat wußte 
man natürlich: Die Russen klauen uns erst 
die Fahrräder und hinterher behaupten sie, 
sie hätten sie erfunden“. 
Das ideologische, politische und soziokul-
turelle Erbe der Sowjetunion ist, trotz zag-
hafter Ansätze während Gorbačëvs Refor-
mära, nie wirklich aufgearbeitet worden. 
Im Gegenteil. In zunehmend unverfrore-
ner Weise wurde an der Vision eines rus-
sischen Imperiums gezimmert, welches es 
in der Geschichte in dieser Form nie gege-
ben hat. Unreflektiert wird der nostalgi-
schen Sehnsucht nach einer vermeintli-
chen Größe und Stärke des Landes wäh-
rend der Jahrzehnte sowjetischer Diktatur 
gefrönt.  
Gerade anhand der diskutierten Wir-
kungsgeschichte Michail Gorbačëvs im 
eigenen Land zeigt Wolf Oschlies jene un-
selige Saat auf, welche seit dem Ende der 
Sowjetunion im Dezember 1991 in drei 
Jahrzehnten herangereift war und im heu-
tigen Russland als vergiftete Ernte einge-
fahren wird. Wer den Niedergang einer 
menschenverachtenden und ineffizienten 
Diktatur als geostrategische Katastrophe 
empfindet, hat kein Problem damit, Ge-
walt gegen Andersdenkende im Inland 
wie in der Nachbarschaft einzusetzen. In 
sowjetischer Gleichgültigkeit wird 
menschliches Leid ausgeblendet. 
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Ein militärisches Vorgehen seitens Russ-
lands lag schon lange in der Luft und hatte 
sich spätestens mit der völkerrechtswidri-
gen Annektierung der Insel Krim im Früh-
jahr 2014 gezeigt. Dass im militärischen 
Handeln Russlands der Kampf gegen den 
„Faschismus“ bemüht wird, ist nichts 
Neues. So galten etwa in der offiziellen 
Lesart zu DDR-Zeiten Mauer und Stachel-
draht, welche Deutschland durchtrennten, 
als „antifaschistischer Schutzwall“. 
Es wird für Russland ein schmerzhafter 
Prozess werden, lernen zu müssen, dass es 
in der jüngeren Geschichte nicht nur Op-
fer der nationalsozialistischen Aggression 
war, sondern mittlerweile auch selbst zu 
einem Täter geworden ist. 
Oschlies‘ gediegene Einblicke in das poli-
tische Seelenleben Russlands lassen im 
Fortgang auch Einblicke in die Machtstra-
tegien jener politischen Kaste im Kreml 
zu, die sich anmaßt, im Namen eines gan-
zen Volkes zum Wohl des Landes zu han-
deln. Mit dem Herauskatapultieren Russ-
lands aus der modernen Zivilisation hat 
sich jedoch eine korrupte und moralisch 
diskreditierte Nomenklatura des Verrats 
an Russland schuldig gemacht. 

Volker Strebel 
 
Steffen Mau: Sortiermaschinen. Die Er-
findung der Grenze im 21. Jahrhun-
dert, München: C.H. Beck Verlag 2021, 
S. 189, 14,95 Euro 
Maus Buch spürt der Frage nach, wie 
Grenzen im 21. Jahrhundert funktionie-
ren. Seine Überlegungen gewinnt er ins-
besondere vor dem Hintergrund einer al-
ternativen Deutung der Globalisierung. 
Zwar hatte es nach den Transformationen 
der 1989 bis 1991er Jahre den Anschein, 
als hätten Grenzen sich überlebt (was sich 
auch mit vielen sozialwissenschaftlichen 
Analysen dieser Zeit deckt), heute – knapp 
dreißig Jahre später – muss wohl konsta-
tiert werden, dass Grenzen zurück sind. So 
lässt sich Sortiermaschinen entnehmen, 
dass in den 1950er Jahren lediglich zwei 

Grenzen errichtet wurden, die der Katego-
rie der sehr stark gesicherten Grenzen ent-
sprachen. Im Anschluss stieg die Zahl bis 
in die 1980er allmählich an, „bis sie nach 
dem Zerfall der Sowjetunion vorüberge-
hend wieder leicht abnahm. Seit der Jahr-
tausendwende wurden dann aber mehr 
fortifizierte Grenzen errichtet als in den 
fünf Dekaden davor“ (53) 
Entsprechend darf Globalisierung, laut 
Mau, nicht ausschließlich als Prozess der 
Entgrenzung und Öffnung verstanden 
werden. „Auch und gerade unter Bedin-
gungen der Globalisierung setzen Grenz-
regime territoriale Kontrolle und Selekti-
vität durch, sind machtvolle Sortierma-
schinen der globalisierten Welt.“ (15) 
Hierbei hebt der Verfasser hervor, dass 
Grenzen im 21. Jahrhundert ihre Funkti-
onslogik verändert haben. Ein Ensemble 
von Kontrollorten, Kontrolltechnologien 
und Kontrollinfrastrukturen kanalisiert 
und verhindert Mobilität – kann sie aber 
auch ermöglichen. Der Kontrollposten am 
Rande des Flächenstaats, wie er auch für 
die ehemaligen sozialistischen Länder 
kennzeichnend war, wird somit zum Aus-
laufmodell. Die Grenze entfernt sich von 
der Grenzlinie „und greift räumlich weit 
über den nationalen Container hinaus“ 
(18). Auch wenn der Fall der Berliner 
Mauer im kollektiven Gedächtnis vielfach 
als ein Moment der Öffnung wahrgenom-
men wurde, hebt der Verfasser hervor, 
dass bereits vor 1989 „die langfristige so-
ziale, politische und ökonomische Trans-
formation“, die unter dem Begriff der Glo-
balisierung zusammengefasst werden 
könnte, „für Fragen der Öffnung dies- und 
jenseits des Eisernen Vorhangs mindes-
tens genauso wichtig“ war (40). Dies kann 
selbstverständlich nur einleuchten, über-
nimmt man das bereits angedeutete Glo-
balisierungsverständnis des Autors, das 
die Dialektik von Öffnung und Schließung 
pointiert und meines Erachtens das Herz-
stück seines Buchs bildet.  
Paradigmatisch trägt Mau dieses Ver-
ständnis vor, wenn er Grenzen als „semi-
permeable Membranen“ (80) bezeichnet, 
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die nur für bestimmte Elemente, beispiels-
weise Personenkategorien, durchlässig 
sind. Laut der These seines Buchs ver-
stärke sich diese Filterfunktion im Zuge 
der Globalisierung. Grenzen werden auf 
„den ersten Blick […] offener, auf den 
zweiten Blick wählerischer, auf den drit-
ten Blick rigider – je nachdem, um welche 
Gruppe es sich handelt“ (80). Somit wirkt 
die Globalisierung nicht nur öffnend, son-
dern sie schafft und verstärkt Grenzen 
auch. Die Grenze verschwindet nicht. 
Vielmehr sei bei näherer Betrachtung 
„von einer Neuerfindung, Härtung und 
Versicherheitlichung der Grenze unter 
Bedingungen der Globalisierung auszuge-
hen“ (153).  
Dabei sei die Grenze heute „keine einzel-
staatliche und auf das nationale Territo-
rium beschränkte Angelegenheit“. Sie be-
zeichnet vielmehr eine „komplexe und in-
ternationalisierte Sortiermaschine, ein En-
semble aus rechtlichen Regelungen, Kon-
trollinstanzen, der Inanspruchnahme an-
derer Staaten, Daten und Technologie.“ 
(154). In diesem Sinne führt der Verfasser 
aus, dass die alte Grenze, wie sie bei-
spielsweise auch für die DDR kennzeich-
nend war, eine Personengrenze war, die 
grosso modo alle gleichermaßen kontrol-
lierte, während im 21. Jahrhundert nach 
Grenzpersonen diskriminiert wird – „es ist 
eine individualistische Grenze“ (156).  
Unklar ist, ob Maus idealtypische Unter-
scheidung in dieser Form wirklich haltbar 
ist. Finden sich nicht schon viele Aspekte 
des neuen Grenzregimes auch in den 
Grenzregimen des 20. Jahrhunderts? Au-
ßerdem wäre zu hinterfragen, ob die These 
einer Öffnungsglobalisierung wirklich 
derart prominent vertreten wurde bzw. ob 
nicht auch die Herausforderung dieser 
These bereits älteren Datums ist. Den-
noch: Maus Essay ist eine wohlgeordnete 
Ansammlung empirischer Einsichten und 
scharfer Beobachtungen, die er immer 
wieder mit seiner grundsätzlichen These 
verknüpft.  

Simon Clemens 

Victor Manuel Lafuente: Die Beziehun-
gen zwischen Argentinien und der DDR 
1945 – 1990. Internationale Akteure im 
Spannungsfeld des Kalten Krieges, 
Böhlau Verlag: Köln/Wien, 2022, 594 
Seiten, 80,00 Euro. 
In der Dissertation von Victor Manuel 
Lafuente konnte ich mich von der Nähe 
des Peronismus zu realsozialistischen 
Ideen vergewissern bzw. von dessen 
Ferne vom ideologischen Liberalismus. 
Der Namensgeber, General Juan D. Perón, 
war Staatspräsident von Argentinien von 
1946 bis 1955 und von 1973 bis 1974. 
Ebenfalls hatten mich immer die liberalen 
und republikanischen Ideen von Staats-
männern wie Domingo Faustino Sar-
miento, Hipólito Yrigoyen oder Raúl Al-
fonsín beeindruckt. Sarmiento und Perón 
repräsentieren in gewisser Maße die ge-
genseitigen Pole der politischen Ideen in 
diesem Land. Während Perón den antiim-
perialistischen Nationalismus verkörperte, 
war Sarmiento ein Verfechter des Libera-
lismus. 
Der Autor erwähnt das Jahr 1853 mit der 
Verabschiedung der vom Grundgesetz der 
Vereinigten Staaten inspirierten Verfas-
sung als Entstehung des modernen argen-
tinischen Staates. Zuvor hatte Diktator 
Juan Manuel de Rosas regiert. Er unter-
drückte die Opposition durch den Terror 
bewaffneter Banden. Nach einer Revolu-
tion floh Rosas nach Großbritannien. Die 
Modernisierung Argentiniens begann mit 
mehreren Wellen europäischer Zuwande-
rer, was Sarmiento und andere Präsiden-
ten förderten. Anfang des 20. Jahrhundert 
kamen zahlreiche Wolgadeutsche (S. 36). 
Der politische und wirtschaftliche Libera-
lismus in Argentinien dauerte bis etwa 
1946. In diesem Jahr wurde Perón zum 
Präsidenten gewählt. Wie bei Rosas re-
gierte er mit Unterstützung gewaltbereiter 
Banden. Perón änderte das liberale Grund-
gesetz von 1853. Die Wiederherstellung 
der diplomatischen Beziehungen zur 
UdSSR (S. 107) durch den „Antikommu-
nisten“ Perón und die Zulassung einer 
Handelsvertretung der DDR 1954 sind mir 
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aufgefallen, denn Peróns historisches Al-
ter Ego, der sozialdemokratisch orientierte 
Präsident Hipólito Yrigoyen, hatte die Be-
ziehungen zu Rußland kurz nach der Ok-
toberrevolution 1917 abgebrochen. 
Perón kehrte von seiner Europareise Ende 
der 1930er Jahre als Sympathisant von 
Mussolini und Hitlerdeutschland zurück 
(S. 97). Lafuente erwähnt die Feier von 
NSDAP-Mitgliedern in Buenos Aires 
1938 mit hiesigen Nationalisten anläßlich 
des Anschlusses Österreichs an Deutsch-
land im großen Theater „Luna Park“ (S. 
40 und 500). Mitten im Krieg 1943 betei-
ligte sich Perón an einem Putsch gegen die 
damalige Regierung.  
Merkwürdig erscheinen die von Lafuente 
erwähnten, in der Zeit Peróns bestehenden 
Beziehungen zwischen verstaatlichen 
deutschen Unternehmen, sowohl in Ar-
gentinien als auch in der DDR. Ein Bei-
spiel war Siemens als Volkseigener Be-
trieb der DDR. Dieser Konzern wurde 
auch in Argentinien Ende des Zweiten 
Weltkrieges verstaatlicht und blieb es 
während des Peronismus. Dabei war der 
sudetendeutsche Ingenieur Carlos Krotsch 
in Argentinien in Verbindung mit Kolle-
gen des ehemaligen Siemens-Konzerns in 
der DDR. Eins der am meisten begehrten 
Produkte aus der DDR waren Motoren für 
Ölbohrungen für den argentinischen 
Staatskonzern YPF. Krotsch war in den 
ersten Jahren Schlüsselfigur für das 
Wachstum des beiderseitigen Handels (S. 
222). Unter den „Personen mit Beziehun-
gen“, mit denen die DDR den Kontakt 
pflegte, war ein Funktionär namens Jorge 
Antonio in der Regierung Perón. Der 
Funktionär erinnert entfernt an Alexander 
Schalck-Golodkowski. Beim Putsch ge-
gen Perón 1955 (der Revolución Liberta-
dora) wurde das Präsidentenamt bombar-
diert. Merkwürdigerweise war in der Nähe 
eine DDR-Delegation während einer Han-
delstagung einquartiert. Mit der neuen 
anti-peronistischen Regierung verlor die 
DDR viele von den erwähnten Kontakten 
(S. 166). Die neue Regierung veranlasste 
die Wiedereinführung des liberalen 

Grundgesetzes von 1853. Der Staat als 
Abnehmer von DDR-Produkten fiel we-
gen der Liberalisierung der Wirtschaft 
aus. Nur die Motoren für Ölbohrungen 
wurden weiter geliefert. Die argentinische 
Seite vermied, in amtlichen Dokumenten 
die DDR als Staat zu erwähnen. Man 
nutze Bezeichnungen wie „Währungsge-
biet der Deutschen Notenbank“ (S. 188, 
189). 
1962 schlossen die argentinischen Behör-
den die Handelsvertretung der DDR. 
Diese hatte nicht unbedingt mit dem Aus-
tausch von Waren und Dienstleistungen 
zu tun. Dabei wurde Ingenieur Krotsch als 
angeblicher DDR-Spion verhaftet. Er 
sollte geflüchtete NS-Täter entlarven. We-
nige Jahre später wurde er freigesprochen. 
Die CIA ihrerseits versuchte durch alle 
Mittel die Rekrutierung loyaler DDR-
Agenten (S. 468). 1963 wurden fast zehn 
Tonnen ideologisiertes Materials aus der 
DDR in Argentinien eingeschleust. Ein 
Jahr später erfolgte die Gründung der bi-
nationalen Freundschaftsgesellschaft 
Centro Democratico Argentino Alemán 
(S. 86), der spätere Ateneo Humboldt. Die 
DDR versuchte, sich als Bewahrerin des 
deutschen Kulturerbes in scharfem Kon-
trast zur BRD zu profilieren. Beispiels-
weise veröffentlichte 1967 der kommunis-
tische Exilant aus Wien, Alfredo Bauer, 
zusammen mit dem argentinischen Dra-
maturgen Augustin Curzzani das Buch 
„Milagro del Este“ (Das Wunder vom Os-
ten). Dabei wurde die DDR als technisch 
entwickeltes Land beschrieben, in Anspie-
lung an das Wirtschaftswunder in der 
BRD (S. 87 und 392). 
Mit Unruhe wurde in der Zeitung Clarin 
1966 die Wahlerfolge in der BRD der 
rechtsextremistischen Nationaldemokrati-
schen Partei Deutschlands, bzw. des alten 
NSDAP-Kaders Kurt Georg Kiesinger 
(damals CDU) veröffentlicht. In dem Jahr 
putschte General Juan Carlos Onganía in 
Argentinien. Mir fällt Onganías Solidari-
tät mit dem Bundeskanzler auf. Daneben 
unterdrückte Onganía die Proteste im 
Hochschulmilieu, beispielsweise durch 
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die „Nacht der langen Schlagstöcke“ (La 
Noche de los Bastones Largos). Nach 
Onganias Rücktritt 1970 genehmigte sein 
Nachfolger, General Alejandro Lanusse, 
Präsidentschaftswahlen für 1973, wobei 
der linke Peronist Héctor Cámpora ge-
wann. Dieser nahm diplomatische Bezie-
hungen zur DDR im Juni 1973 auf. Perón 
kam kurz danach aus seinem spanischen 
Exil zurück. Nach Cámporas Rücktritt 
und erneuten Wahlen im September 1973 
wurde Perón wieder Präsident. Sein Au-
ßenminister Alberto Vignes, der als Funk-
tionär im argentinischen Außenministe-
rium während des Zweiten Weltkrieges 
Schmiergelder von jüdischen Flüchtlingen 
erpresst haben soll, boykottierte die Dip-
lomatie zur DDR und zum Ostblock (S. 
319-320). General Perón starb 1974. Seine 
Frau und Nachfolgerin, die bisherige Vi-
zepräsidentin Isabel Perón konnte nicht 
die Gewalt zwischen Peronisten von Links 
und Rechts aufhalten. 1976 folgte ein 
neuer Staatsstreich. 
Die DDR wollte den Standort Argentinien 
nicht verlieren, wie im Fall Chile mit dem 
Putsch 1973 von General Augusto Pino-
chet. Im Gegensatz dazu wurden keine ar-
gentinischen Flüchtlinge aufgenommen 
und das SED-Organ „Neues Deutschland“ 
behielt einen gemäßigten Ton bezüglich 
der Berichterstattung zu Argentinien im 
Kontrast zu anderen lateinamerikanischen 
Staaten (S. 446/447). 
In Gegenzug genehmigte die neue Dikta-
tur den Import ohne Ausschreibungen von 
Hafenkränen aus der DDR (S. 400, 450). 
Außerdem solidarisierte sich die DDR mit 
Argentinien im Falkland-Krieg gegen 
Großbritannien 1982 im Südatlantik. 
Nach Argentiniens militärischer Nieder-
lage wurden Präsidentschaftswahlen wie-
der genehmigt. Eine kleine Meldung im 
„Neuen Deutschland“ meldete den Wahl-
sieg 1983 „gegen alle Prognosen“ des so-
zialdemokratisch orientierten Raúl Al-
fonsín. Ich finde hier das Auftreten der 
Kommunistischen Partei Argentiniens 
merkwürdig. Diese unterstützte sowohl 
den besiegten peronistischen Kandidaten 

Italo Luder (S. 452) als auch die Regie-
rung von Isabel Perón 1976 (S. 432). Da-
neben kam Hermann Axen während eines 
Besuches bei Präsident Alfonsín 1986 
„kein Wort des Lobes für den demokrati-
sierenden Prozess in Argentinien über die 
Lippen“ (S. 463). Im Kontrast waren die 
Beziehungen der DDR zum Peronismus 
viel konstruktiver. Bei einem Gespräch 
mit dem DDR-Botschafter Walter 
Neumann 1990 sagte der Stellvertreter des 
Außenministers, Carlos Ortiz de Rozas, 
Nachfahre des Diktators Rosas, dass eine 
deutsche Wiedervereinigung ohne Be-
rücksichtigung der Interessen der DDR 
„einer Annexion gleich käme“ (S. 538). 
Der nach der Wende noch bestehende 
Ateneo Humboldt war viel radikaler. Ne-
ben der Herabsetzung der deutschen Wie-
dervereinigung als „Anschluss“ initiierte 
es eine Solidaritätskampagne wegen der 
Inhaftierung Erich Honeckers, und veran-
lasste 1999 eine große Feier, wie 1938 
beim österreichischen Anschluss, in ei-
nem wichtigen Theater, anlässlich des 
50jährigen Jubiläums der DDR (S. 96). 
Alles während der peronistischen Regie-
rung von Carlos Ménem, einem guten 
Freund vom größten Unterstützer der 
deutschen Wiedervereinigung, US-Präsi-
dent George W. H. Bush. Dort war der 
obige Vizeminister Ortiz de Rozas 1991–
1993 Botschafter Argentiniens. 

Humberto Cedeno 
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Lars-Broder Keil, Sven Felix Keller-
hoff: „Ich gehöre Hierhin“. Remigra-
tion und Reeducation: Der Publizist 
Ernst Cramer. Allitera Verlag, Mün-
chen 2020, 202 Seiten, 19,90 Euro. 
Martin Otto: „Ich hab‘ die Stadt Berlin 
regiert….“. Ulrich Biel – ein stiller Stra-
tege auf der Weltbühne. be.bra-verlag, 
Berlin-Brandenburg 2022, 224 Seiten, 
22,- Euro. 
Die Biografien Ernst Cramers und Ulrich 
Biels stehen exemplarisch für das Engage-
ment von Remigranten und deren Einsatz 
für einen Neuanfang in Deutschland trotz 
millionenfachen Judenmordes und trotz 
einer naziverseuchten Bevölkerung. Die 
Rekonstruktion der Lebenswege dieser 
beiden Männer ist angesichts jüngster 
Versuche die Rolle von jüdischen Remig-
ranten nach 1945 kleinzureden von beson-
derer Bedeutung (vgl. die Erwiderung auf 
die von Alexandra Kemmerer und Patrick 
Bahners bemühte Lübbe-These vom Be-
schweigen der NS-Vergangenheit in ZdF 
47, S. 99–127). 
Ernst Cramer (1913-2010) emigrierte 
1939 aus Augsburg in die Vereinigten 
Staaten. Er watete fünf Jahre später als 
amerikanischer Soldat drei Tage nach D-
Day mit seinen Kameraden in der Nor-
mandie an Land. In einem bewegenden In-
terview sagte er 2004 über seine Gefühle 
bei der Rückkehr nach Bayern im Frühjahr 
1945: „Ich hatte damals den Traum, dass 
aus diesem zerstörten Land wieder das 
wird, was es einmal war und immer sein 
sollte: ein Land das man wirklich lieben 
kann.“ Das sind nahezu unglaubliche 
Worte in Anbetracht der Tatsache, dass 
Ernst Cramer, wie er später schrieb, zwei 
Tage nach der Befreiung des Konzentrati-
onslagers Buchenwald „die dort gefunde-
nen Leichen und ausgemergelten Fast-
Leichen“ sah. „Ich kannte Buchenwald, 
mehr als mir lieb war, denn sechs Jahre 
und fünf Monate vorher war ich selbst dort 
Häftling gewesen“. Nach den November-
pogromen 1938 hatte er dort „die 
schlimmste Zeit, die ich je durchlebte“ 

verbracht. Mit Hilfe von entfernten Ver-
wandten in Houston Texas gelang es ihm 
noch vor Kriegsbeginn 1939 aus Deutsch-
land heraus zu kommen. Seine Eltern und 
sein Bruder fielen der nationalsozialisti-
schen Judenvernichtung zum Opfer. 
Trotz dieser Last entschloss sich Ernst 
Cramer in Deutschland zu bleiben: „Die 
Verlockung, irgendwie an der Wiederge-
burt einer deutschen Gesellschaft mitzu-
wirken, siegt.“ Er begann das als Presse-
offizier, beteiligt an der Lizensierung von 
Zeitungen in Bayern. „Für den Neubeginn 
der Presse wurden Männer und Frauen ge-
sucht, die sich nicht nur neutral verhalten 
hatten, ja nicht nur solche, die lediglich ir-
gendwie ‚dagegen‘ gewesen waren. Die 
Menschen, nach denen wir damals Aus-
schau hielten, mussten auch für etwas ste-
hen und sollten außerdem Fachleute sein.“ 
Einer den er in diesem Sinne für geeignet 
hielt, war der erste Herausgeber der Süd-
deutschen Zeitung Edmund Goldschlagg, 
ein von den Nazis 1933 kaltgestellter so-
zialdemokratischer Journalist. Ein anderer 
von Cramer installierter Herausgeber war 
der Verleger der Nürnberger Nachrichten 
Josef Drexel, der zum Kreis der National-
bolschewisten um Ernst Niekisch gehörte. 
Im Pueblo Chieftain schrieb Ernst Cramer 
1954 über die Gründung der Freien Uni-
versität Berlin und die Unterstützung die-
ser neuen Bildungsstätte durch die ameri-
kanische Militärverwaltung und die Ford-
Stiftung. Als Repräsentant der Nachrich-
tenagentur UP kehrte Cramer einige Zeit 
nach seiner Entlassung aus dem Militär-
dienst in die Bundesrepublik zurück. In 
Hamburg lernte er 1958 Axel Springer 
kennen, dessen damaligen Ansichten über 
einen „Dritten Weg“ unabhängig von bei-
den Großmächten er bei einem gemeinsa-
men Treffen heftig widersprach. Einen 
Tag nach der Kontroverse rief Springer 
ihn an und bot ihm an, in die Chefredak-
tion der Welt einzutreten. Er habe genug 
„Yes-men“ in seinem Verlag, sagte er. 
„Aber ich suche Leute mit eigener Mei-
nung, die auch zu ihr stehen.“ 
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Nach der Eröffnung des Eichmann-Pro-
zesses in Jerusalem berichteten die Welt 
und BILD fast täglich über den Prozess-
verlauf. Die Fäden, die zu Axel Springers 
Eintreten für Israel führten, hat Ernst Cra-
mer gezogen. Er wurde einer der engsten 
Mitarbeiter Springers in der Unterneh-
mensleitung.  
Am 27. Januar 2006, einen Tag nach sei-
nem 93. Geburtstag, hielt Ernst Cramer im 
Deutschen Bundestag eine ergreifende 
Rede, an deren Ende er sagte: „Ich bitte 
Sie, nach meinen Worten nicht, wie es üb-
lich ist, Beifall zu klatschen. […] Anstelle 
irgendeiner Beifallsbekundung werde ich 
Sie um eine Minute des dem Angedenken 
gewidmeten Schweigens bitten. Zunächst 
zum Gedenken an die sechs Millionen ge-
töteten Juden, zu denen auch meine Eltern 
gehören, an die ermordeten Sinti und 
Roma und an alle Opfer des Nationalsozi-
alismus. Aber darüber hinaus an alle, die 
im zwanzigsten Jahrhundert irgendwo auf 
der Erde um ihres Glaubens, ihrer Rasse, 
ihrer Abstammung, ihres Geschlechts o-
der auch völlig grundlos ermordet wur-
den. Auf diese Weise, durch gemeinsames 
Schweigen, ehren wir sie alle. Ich darf Sie 
nun um diese eine Minute der absoluten 
Stille bitten.“ 
Seine Heimatstadt Augsburg verlieh Ernst 
Cramer 2003 die Ehrenbürgerwürde und 
benannte später eine Straße nach ihm. Die 
Botschaft der Vereinigten Staaten würdigt 
ihn durch ein „Ernst-Cramer-Konferenz-
zentrum“. Eine Ehrung durch die deutsche 
Hauptstadt, für die er sehr viel bewirkt hat, 
steht noch aus. 
Ulrich Biel (1907-1996) hat die Stadt Ber-
lin ein Ehrengrab gewährt. Es befindet 
sich auf dem Dahlemer Dorffriedhof. Dort 
ruht er gemeinsam mit seiner Lebensge-
fährtin Marion Gräfin Yorck von Warten-
burg. Das Standesamt Zehlendorf re-
gistrierte Biels Ableben mit folgenden 
Angaben in der Sterbeurkunde: „Dr. jur. 
Ulrich Eduard Bielschowsky, der nach 
dem Recht der Vereinigten Staaten von 
Amerika den Namen Biel führt“. Die Freie 
Universität Berlin hat Ulrich Biel viel zu 

verdanken. Er hat ihre Gründung als „Po-
litical Affairs Officer“ der US-Militärver-
waltung OMGUS tatkräftig unterstützt 
und als Berater von Stadtkommandant 
Frank L. Howley dessen Rede anlässlich 
der FU-Gründungsfeier verfasst. Martin 
Otto hat 2017 in den Ernst Reuter Heften 
eine kurze Studie über Ulrich E. Biel ver-
öffentlicht (rezensiert in ZdF 42/2017, S. 
186-188). Nun liegt Ottos vollständige Bi-
ografie des Remigranten vor mit einer de-
taillierten Darstellung seines hintergründi-
gen Wirkens in den politischen Netzwer-
ken im Berlin der Nachkriegszeit und 
während der beginnenden Ost-West-Kon-
frontation. Zu letzterer trug Biel als Bera-
ter Ernst Reuters und Otto Suhrs nicht un-
maßgeblich bei. Er war in dieser Zeit, wie 
Martin Otto schreibt, eine „Schlüsselper-
son in der US-Militäradministration“ und 
zeitweise für die Kontakte zu den politi-
schen Parteien in Berlin zuständig. In die-
ser Funktion traf er auch mit Walter Ul-
bricht zusammen, der ihn wiederholt nach 
den Fördermengen der Ruhrkohle be-
fragte. In Biels Dahlemer Villa verkehrten 
so ziemlich alle, die in der West-Berliner 
Nachkriegspolitik eine Rolle spielten. In 
seiner „Sonntagsrunde“ versammelten 
sich führende Sozialdemokraten, die eine 
Vereinigung mit der KPD ablehnten. Mit 
Ernst Reuter traf er regelmäßig zum Früh-
stücksgesprächen zusammen. 
Die Absetzung des sozialdemokratischen 
Oberbürgermeisters Otto Ostrowski im 
Frühjahr 1947 ging auf Biels Initiative zu-
rück. Er war der Verfasser des Briefes von 
Colonel William F. Heimlich an den Ber-
liner SPD-Vorstand, in dem Ostrowskis 
Amtsenthebung verlangt wurde: „Dr. Ost-
rowski hat eine Wende um 180 Grad zu 
den Bolschewisten hin gemacht. Er ist als 
das trojanische Pferd innerhalb der SPD 
zu betrachten. Er hat zu verschwinden.“ 
Der anderen Seite galt Biel als „Schatten-
mann“ und Drahtzieher einer antikommu-
nistischen Politik. Der damals noch linien-
treue Heinz Brandt schrieb im Blatt der 
Ost-Berliner SED-Bezirksleitung, das 
sich Vorwärts nannte: „Der berüchtigte 
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Mr. Biel (alias Bielschowsky aus Breslau) 
verdankt seine Karriere seiner Fähigkeit, 
Agenturen des amerikanischen Geheim-
dienstes zu schaffen und dafür auch die 
entsprechenden Subjekte zu finden.“ 
Heinz Brandt forderte, „der Karriere eines 
Mr. Biel auf dem Rücken der Berliner Ar-
beiterklasse ein Ende zu bereiten“.  
Erich Biel hätte, wenn ihm 1934 nicht die 
Emigration in die Vereinigten Staaten ge-
lungen wäre, wegen seiner jüdischen Her-
kunft das Schicksal von Heinz Brandt ge-
teilt oder gar Schlimmeres erleiden müs-
sen. Seine Mutter und seine Großmutter 
wurden deportiert. Der Ort ihres Todes ist 
unbekannt. Heinz Brandt wurde aus dem 
Konzentrationslager Buchenwald befreit. 
Er könnte dort 1945 Ernst Cramer begeg-
net sein, als er Häftlinge befragte. Ulrich 
Biel und Ernst Cramer kannten sich gut. 
Beide waren „Ritchie-Boys“, Absolven-
ten des Military Intelligence Trai-
ningscenters Camp Richie (Maryland). 
Dort wurden rund 9.000 überwiegend jü-
dische Emigranten ausgebildet und auf 
ihre Rückkehr nach Europa vorbereitet, 
darunter Männer wie Hans Habe, Stefan 
Heym und Georg Kreisler. 
In seinem letzten Artikel vor Hitlers 
Machtergreifung rechnete Ulrich Bi-
schowsky am 21. Januar 1933 in der Vos-
schen Zeitung die katholischen Verbin-
dungen im Rheinland zu „Heimstädten 
des besten politischen Denkens […]. Von 
hier kommt Brüning, von hier kommt A-
denauer.“ Im April 1945 fuhr Captain Biel 
mit seinem Jeep von Verdun nach Rhön-
dorf, um mit Konrad Adenauer über des-
sen politische Vorstellungen über 
Deutschlands Zukunft zu sprechen. Mar-
tin Otto hat seiner Biel-Biografie im An-
hang Biels Denkschrift über die Unterre-
dung mit Konrad Adenauer beigefügt, die 
er am 16. und 17. April 1945 in Rhöndorf 
führte. Biel schlug darin vor, Konrad Ade-
nauer, der seine eigenen Vorstellungen 
über einen künftigen deutschen Bunde-
staat hege, in eine führende Position der 
Zonen- oder nationalen Verwaltung ein-
zusetzen.  

Ernst Cramer würdigte Ulrich Biel in ei-
nem Nachruf als „einen der Stillen“, der 
von der Weltbühne abgetreten sei. „Ulrich 
Biel gehörte zu der aus naheliegenden 
Gründen kleinen Schar derer, die, von den 
Nazis verjagt, nach 1945 wieder zurück-
kehrten. Er verkörperte die Tugenden des 
alten Preußen, die früher für viele Men-
schen jüdische Menschen selbstverständ-
lich waren. Er war blitzgescheit, hatte ein 
phänomenales Gedächtnis und leibet Ber-
lin und die Mark – und natürlich Theodor 
Fontane.“ 
Nach seinem Ausscheiden aus dem ameri-
kanischen Dienst verlief Biels politische 
Karriere in ruhigeren Bahnen. Zunächst in 
der SPD und dann ab 1965 in der Berliner 
CDU. Aufmerksamkeit erregte seine 
rechtsanwaltliche Verteidigung der DDR-
Flüchtlinge Ingrid Ruske und Detlef 
Tiede, die mit Spielzeugpistolen eine pol-
nische Linienmaschine zur Landung auf 
dem Flughafen Tempelhof gezwungen 
hatte. Vor dem eigens für dieses Verfah-
ren eingerichteten United States Court für 
Berlin erwirkte Biel die Einstellung des 
Verfahrens gegen Ingrid Ruske wegen 
Rechtsfehlern bei ihrer Vernehmung 
durch einen amerikanischen Offizier, Det-
lef Tiede wurde zu einer Freiheitsstrafe 
von neun Monaten verurteilt. Auch als Al-
terspräsident des Berliner Abgeordneten-
hauses und Vorsitzender des Kreisel-Un-
tersuchungsausschusses machte Biel noch 
von sich reden. Wegen seines Bekenntnis-
ses zur deutschen und Berliner Einheit und 
gegen die SED-Diktatur nannte ihn der 
Extra-Dienst einen „Berufsberliner“ und 
die kommunistische Wahrheit einen „Ka-
nalarbeiter des Kalten Kriegs“. 
Es lohnt sich, beide hier besprochenen Bü-
cher neben- oder nacheinander zu lesen. 
Wir haben diesen „Richtie-Boys“ sehr viel 
zu verdanken. 

Jochen Staadt 
 

 
 



Rezensionen  261 

Ines Geipel: Schöner Neuer Himmel. 
Aus dem Militärlabor des Ostens. 
Klett-Cotta Verlag, Stuttgart 2022, 228 
Seiten, 22,00 Euro. 
Der altehrwürdige Klett-Cotta Verlag, mit 
Wurzeln in der Cotta’sche Buchhandlung 
Tübingen, gegründet 1659, gibt in seiner 
Reihe Hobbit Presse Fantasy-Literatur 
von J.R.R Tolkien und Patrick Rothfuss 
sowie Science-Fiction Bücher von Tad 
Williams und anderen heraus. Das neue 
Buch von Ines Geipel könnte man beim 
ersten Blick auch in dieses Genre einord-
nen, denn darin geht es um die Vorberei-
tung eines Krieges im Weltall und die Be-
siedlung des Mars. Doch Geipels Publika-
tion ist in der Reihe Sachbuch erschienen 
und die darin behandelte Sache ist weder 
Fantasy noch Science-Fiction. Es geht um 
den Militärisch-Industriellen-Komplex 
(MIK), vor dem der scheidende US-Präsi-
dent Dwight H. Eisenhower in seiner Ab-
schiedsrede 1961 mit den Worten gewarnt 
hatte, die politisch Verantwortlichen 
müssten sich in ihrem Denken „vor dem 
Eindringen von unberechtigten Einflüssen 
des Militärisch-Industriellen-Komplexes 
hüten, seien sie gewollt oder nicht“.  
Ines Geipels Buch kreist um überirdische, 
irdische und unterirdische Machenschaf-
ten des Realsozialismus. Es enthält Belege 
en masse darüber, wie der MIK via Inter-
kosmos-Forschung in das Denken von 
kommunistischen Oberfunktionären, ih-
ren Geheimdiensten und in die gut ver-
netzten Fachwissenschaften des Ostblocks 
eindrang und sich staatsplanmäßig auch 
bis in diverse Bereiche des Sports ausbrei-
tete. Der gemeinsame Forschungswille al-
ler beteiligten Interkosmos-Experten und 
Militärmediziner zielte auf die „Besied-
lung des Weltalls, Beherrschung des au-
ßerirdischen Raums“ sowie auf die Opti-
mierung des menschlichen Körpers weit 
über sein normales Leistungsvermögen 
hinaus. Die von Ines Geipel aus einschlä-
gigen und abseitigen Archiven zusam-
mengebrachten Forschungsberichte über 
Experimente an Tier und Mensch lesen 

sich tatsächlich wie ein gruseliger Sci-
ence-Fiction-Roman. Da ist von der 
„Konstruktion eines elektronischen Men-
schen“ die Rede, da „ein nicht mehr or-
ganbezogener Körper“ irgendwann die 
Zumutungen des Weltalls aushalten kön-
nen müsse. Biomediziner der DDR-Aka-
demie der Wissenschaften planten ein 
„Modellexperiment am Menschen“. Di-
verse im Weltall hilfreiche stressmin-
dernde Substanzen sollten „an sensorisch 
depravierten Patienten“ erprobt werden. 
Die an dem gigantischen Forschungsvor-
haben beteiligte Neuropathophysiologie 
der Charité erprobte Substanzen für die 
Gewährleistung von Weltraumfitness an 
74 Fernstudenten, 20 schlafgestörten Pati-
enten, 180 Probanden, 70 Schwangeren, 
200 Krankenschwestern im Alter von 17-
19 Jahren, 80 Patienten (40 Alkoholikern, 
40 Psychotikern). Schwangere seien mit 
Faustan behandelt worden, „was das Ver-
mögen hemmte, psychisch entspannen zu 
können“. Auch Strafgefangene gehörten 
zum Experimentierfeld der außerirdischen 
Horror-Staatspläne. Wer es nicht glauben 
mag –all die schauerlichen Belege über 
die hypertrophe DDR-Kosmosforschung 
sind in Geipels Buch durch Quellenanga-
ben belegt. 
Zu einem zentralen Forschungsvorhaben 
der beteiligten DDR-Institute wurde in 
den 1980er Jahren offenbar der “For-
schungskomplex Frau“ und die Einsatz-
möglichkeiten von Frauen im Weltraum 
und im Militär. Im Jahr 1983 nahm der 
Wissenschaftliche Rat der Militärmedizi-
nischen Akademie in Bad Saarow ein Ha-
bilitationsvorhaben unter dem Titel an: 
„Untersuchungen zur Leistungsfähigkeit 
von Frauen im Alter von 18 und 40 Jahren 
unter militärischen Bedingungen.“ In der 
gleichen Zeit schickte die sowjetische 
Kosmosforschung mit ihrem „Biosputnik 
1514“ zwei Affenkosmonauten und meh-
rere trächtige Ratten in die Schwerelosig-
keit. Die erwähnte Habilitation kam 1988 
zu dem Ergebnis, „dass der Einsatz von 
Frauen in der Armee ein Charakteristikum 
des modernen Kriegs ist“. Doch es ging in 
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den ineinander verzahnten Forschungs-
komplexen nicht nur um den militärischen 
Einsatz von Frauen, sondern um deren 
Verwendung im Weltall, um einen länge-
ren Verbleib außerhalb der Erdat-
mosphäre und um die Reproduktion 
menschlichen Lebens dort. Die sowjeti-
schen Versuche an trächtigen Ratten er-
brachten das ernüchternde Ergebnis, „dass 
unter Hypergravitation der Schutz des 
mütterlichen Organismus zu Ungunsten 
des kindlichen Organismus dominiert und 
dass sich bei Vergleichsuntersuchungen 
herausstellte, dass der trächtige weibliche 
Organismus gegenüber Hypergravitation 
eine weitaus höhere Resistenz zeigt als der 
männliche“. Unter dem Label „Leistungs-
orientierte Verwendung von Frauen“ ist in 
den Bad Saarower Aufzeichnungen „Pla-
zentaforschung“ vermerkt. 
Nach der Wiedervereinigung erfolgte eine 
Eingliederung von Teilen der DDR-Kos-
mosforschung in die Deutsche For-
schungsanstalt für Luft- und Raumfahrt 
(DLR). Die westdeutsche Raumfahrtex-
pertise befand sich zu diesem Zeitpunkt 
bereit in einem jahrelangen Austausch mit 
sowjetischen Partnern. Man hatte dafür 
offenbar sogar größere Finanzmittel zur 
Verfügung als die DDR-Institute. Der 
langjährige Leiter der raumfahrtmedizini-
schen und biologischen Arbeitsgruppe des 
Interkosmos-Programms Karl Hecht, 
Chef des Instituts für Pathologische Phy-
siologie, legte im Juni 1991 einen Projekt-
plan zur Vorbereitung von Langzeitflügen 
„zu anderen Planeten z.B. Mars“ auf. Da-
für wollte er in dem ehemaligen Stasibun-
ker Gosen Grundlagenforschung zur 
„Crew Simulation“ unter extremen Bedin-
gungen untersuchen. Dazu sollten Ver-
suchspersonen bis zu anderthalb Jahren 
abgeschottete in dem Bunker verbringen. 
Um überhaupt keine Science-Fiction geht 
es in anderen Teilen des Geipel-Buches. 
Diese handeln von belästigenden Drohun-
gen via Internet, um anonyme „Schätz-
chen-Mails“, die sie einschüchtern sollen 
und um eine auf die Desavouierung ihrer 
Person zielende Pressekampagne von 

missgünstigen Denunzianten und DDR-
Engelmachern. Ausgerechnet ein Facharzt 
für Transfusionsmedizin, namens Gerd 
Machalett, früher Experte im Forschungs-
personal der Militärmedizinischen Akade-
mie Bad Saarow gehört zu dem Kampag-
nenpersonal, das Ines Geipel wegen Ihres 
Engagements für DDR-Dopingopfer an-
greift. Dieser Medizinvampir war laut 
Überlieferungen auch im Zusammenhang 
„mit vorgeschlagenen Maßnahmen zur 
Erhöhung der Wirksamkeit von uM“ aktiv 
– sprich „unterstützende Mittel“. Auch 
dem Arzt, der sie als Sportlerin „betreute“ 
begegnet Ines Geipel in den MIK-Akten-
bergen. Darüber und über die in der Be-
hörde des damaligen Bundesbeauftragten 
Roland Jahn abfotografierten Seiten aus 
ihrer Opferakte, die dann per E-Mail ver-
schickten wurden, handeln eingeschobe-
nen autobiografische Teile des Buches 
und immer wieder auch über die Frage 
nach den Opfern medizinischer Miss-
brauchshandlungen, die der Autorin ihre 
Traumata offenbart haben. Nicht zuletzt 
aber enthält die Darstellung des Interkos-
mos-Wahns und die brutalen Pläne zur 
Schaffung eines Neuen Menschen feine li-
terarische Interpolationen über Archiv-
aufenthalte, Autofahrten und andere irdi-
sche Welterfahrungen. Es ist ein starkes 
Stück Aufklärung, die dieses Buch über 
die Dimensionen des geheimen For-
schungsbetriebs der DDR-Militär- und 
Weltraumforschung leistet inklusive ihrer 
Metastasen in anderen Teilen des Wissen-
schaftsbetriebes, des Sports und des Straf-
vollzugs. 
Am Ende ihres Buches geht die Autorin 
auch darauf ein, was der Militärisch-In-
dustrielle-Komplex heute treibt und wel-
che Rolle dabei Leute wie Elon Musk 
spielen, die von einer Kolonisierung des 
Mars schwafeln. Leider fehlt im Buch ein 
Namenregister und ein Glossar, das die 
vielen Fachbegriffe aus dem Experimen-
talorbit der Pharmakologie erklärt. Das 
kann ja bei der nächsten Auflage, die si-
cher kommen wird, nachgeholt werden. 

Jochen Staadt 


